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AsylG 2005 810 Abs1

AsylG 2005 §10 Abs4

AsylG 2005 85 Abs1

EMRK Art3

EMRK Art8

. AsylG 2005 § 10 heute

AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 8 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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AsylG 2005 8 10 heute

AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 & 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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AsylG 2005 8 5 heute

AsylG 2005 8 5 gultig ab 12.06.2026 zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 5 giltig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
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5. AsylG 2005 § 5 gtiltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

1. EMRK Art. 3 heute
2. EMRK Art. 3 giltig ab 01.05.2004

1. EMRK Art. 8 heute
2. EMRK Art. 8 giltig ab 01.05.2004

Spruch
S18 411.081-1/2010-5E
IM NAMEN DER REPUBLIK

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Einzelrichter Uber die Beschwerde des XXXX, StA.
Republik Kosovo, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 23.12.2009, ZI. 09 14.096-EAST West, zu Recht
erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Einzelrichter Gber die Beschwerde des romisch
40 , StA. Republik Kosovo, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 23.12.2009, ZI. 09 14.096-EAST West, zu
Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gem. 88 5, 10 des Asylgesetzes 2005,BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) idFBGBI | 29/2009 als
unbegrindet abgewiesen.Die Beschwerde wird gem. Paragraphen 5, 10, des Asylgesetzes 2005, Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG 2005) in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 29 aus 2009, als unbegrindet
abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I.1.1. Der Beschwerdefihrer (BF) reiste rechtswidrig in das Osterreichische Bundesgebiet ein und brachte am
12.11.2009 einen Antrag auf internationalen Schutz gemaR § 2 Abs. 1 Ziffer 13 AsylG ein. Dazu wurde er am 12.11.2009
erstbefragt und am 22.12.2009 vor dem Bundesasylamt (BAA) im Beisein eines Rechtsberaters niederschriftlich
einvernommen.romisch eins.1.1. Der BeschwerdeflUhrer (BF) reiste rechtswidrig in das Osterreichische Bundesgebiet
ein und brachte am 12.11.2009 einen Antrag auf internationalen Schutz gemaR Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13
AsylG ein. Dazu wurde er am 12.11.2009 erstbefragt und am 22.12.2009 vor dem Bundesasylamt (BAA) im Beisein

eines Rechtsberaters niederschriftlich einvernommen.

[.1.2. Bei der Erstbefragung flhrte der BF im Wesentlichen aus, dass er momentan keinerlei kérperliche Probleme
habe. Seine Schwester sei in Osterreich, er wisse aber nicht wo, er habe gehért, dass sie in Tirol sei. Er sei 1999 im Zuge
des Krieges aus dem Kosovo geflohen und direkt nach Italien gegangen. Dort habe er bis jetzt auch gelebt. Die
serbischen Behdrden hatten ihm einen Reisepass ausgestellt und ihm zukommen lassen. In Italien habe er ein Visum
gehabt, XXXX, bis XXXX, am XXXX habe er um Verlangerung angesucht. Er habe ca. 2 Jahre lang in Italien zumeist
schwarz als Hilfskellner gearbeitet. Vorher habe er ca. 5 Jahre im Baugewerbe gearbeitet und sei angemeldet gewesen.
In Italien habe er Probleme mit der albanisch-italienischen Mafia. Sie wirden behaupten, er schulde ihnen ; 300.000,--.
Die Leute hatten ihn zu diversen sexuellen Handlungen gezwungen, um die Schulden abzuarbeiten. Am Sonntagabend
hatten sie dann von ihm verlangt, einen Mann beim Joggen zu verfolgen und zu ermorden. Deshalb sei er von Italien
weg. Sie hatten ihm auch mit dem Tod gedroht. 2008 sei er sogar zurtick in den Kosovo um vor diesen Menschen zu
fluchten. Die Leute hatten jedoch auch Verbindungen in den Kosovo und sei er auch dort bedroht worden, weshalb er
nach Italien zurlck sei. Jetzt kdnne er dort auch nicht mehr bleiben.rémisch eins.1.2. Bei der Erstbefragung fuhrte der
BF im Wesentlichen aus, dass er momentan keinerlei kdrperliche Probleme habe. Seine Schwester sei in Osterreich, er
wisse aber nicht wo, er habe gehdrt, dass sie in Tirol sei. Er sei 1999 im Zuge des Krieges aus dem Kosovo geflohen und
direkt nach Italien gegangen. Dort habe er bis jetzt auch gelebt. Die serbischen Behérden hatten ihm einen Reisepass
ausgestellt und ihm zukommen lassen. In Italien habe er ein Visum gehabt, romisch 40, bis romisch 40 , am rémisch
40 habe er um Verlangerung angesucht. Er habe ca. 2 Jahre lang in Italien zumeist schwarz als Hilfskellner gearbeitet.
Vorher habe er ca. 5 Jahre im Baugewerbe gearbeitet und sei angemeldet gewesen. In Italien habe er Probleme mit der
albanisch-italienischen Mafia. Sie wirden behaupten, er schulde ihnen ; 300.000,--. Die Leute héatten ihn zu diversen
sexuellen Handlungen gezwungen, um die Schulden abzuarbeiten. Am Sonntagabend hatten sie dann von ihm
verlangt, einen Mann beim Joggen zu verfolgen und zu ermorden. Deshalb sei er von Italien weg. Sie hatten ihm auch
mit dem Tod gedroht. 2008 sei er sogar zuriick in den Kosovo um vor diesen Menschen zu flichten. Die Leute hatten
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jedoch auch Verbindungen in den Kosovo und sei er auch dort bedroht worden, weshalb er nach Italien zurick sei.
Jetzt kdnne er dort auch nicht mehr bleiben.

Am 22.11.2009, vor der folgenden Einvernahme, wurde von dem zur Entscheidung berufenen Organwalter des
Bundesasylamtes Ruicksprache mit der Facharztin fir Psychiatrie im Polizeianhaltezentrum Innsbruck gehalten. Dabei
gab die Facharztin an, sie habe die Bitte, den BF nicht abzuschieben, weder nach Kosovo, noch nach lItalien, weil er
schwerst traumatisiert sei, nachdem er in Italien soviel mitgemacht hatte.

Dazu wurde die Facharztin ersucht, dem Bundesasylamt ein Gutachten oder eine schriftliche Stellungnahme Uber ihre

Erkenntnisse zu Ubermitteln.

In der Folge Ubermittelte die Facharztin dem Bundesasylamt vier in Handschrift gehaltene Gutachten Uber die
Beurteilung der Haftfahigkeit vom 26.11.2009, 01.12.2009, 10.12.2009 und 15.12.2009, deren Inhalt jedoch nach
Ansicht des BAA in den wesentlichen Punkten nicht zusammenhangend lesbar ist.

Bei der niederschriftlichen Einvernahme vor dem BAA am 22.12.2009 gab der BF im Wesentlichen Folgendes an
[auszugsweise wortliche Wiedergabe vorbehaltlich korrigierter Schreibfehler]:

Frage: Haben Sie irgendwelche gesundheitlichen Beschwerden?

Antwort: Nein.

Frage: Stehen Sie irgendwo in arztlicher Behandlung?

Antwort: In Innsbruck wurde ich einmal untersucht.

Frage: Wann und von wem haben Sie das italienische Permesso erhalten?

Antwort: Von der Questura in Siena in Italien. Das erste Permesso habe ich im Jahr 2001 bekommen, die letzte
Verlangerung war im Jahr 2009. Ich habe auch einen Antrag auf eine weitere Verlangerung gestellt. Ich habe noch keine
Entscheidung bekommen.

Frage: Wo genau haben Sie zuletzt in Italien gewohnt?

Antwort: In der Stadt XXXXAntwort: In der Stadt romisch 40 .

Frage: Aus welchen Mitteln haben Sie in Italien Ihren Lebensunterhalt bestritten?

Antwort: Ich habe selbst gearbeitet.

Frage: Haben Sie Italien seit 1999 auRer jetzt jemals verlasen?

Antwort: Ich war kurze Zeit auRerhalb von ltalien, nur in Kroatien. Ich habe in Kroatien einen Bruder und eine
Schwester. Ich bin 6fters zu ihnen auf Besuch nach Kroatien gefahren. Man kann es an den Stempeln in meinem
Reisepass sehen. Ich habe meine Frau in Kroatien kennen gelernt.

Frage: Wann waren Sie das letzte Mal in Kroatien?

Antwort: Im November 2008.

Frage: Wann waren Sie das letzte Mal in Kosovo?

Antwort: Im Jahr 1999, seither nicht mehr.

Frage: Haben Sie Angehdrige oder sonstige Ihnen nahe stehende Personen in Osterreich?

Antwort: Ich habe eine Schwester, die in Osterreich lebt. Ich weiR aber nicht, wo sie genau wohnt. Ich habe seit 10
Jahren keinen Kontakt mehr zu ihr gehabt.



Frage: Haben Sie Angehdrige oder sonstige Ihnen nahe stehende Personen in Italien?
Antwort: Nein.

Frage: Haben Sie Angehorige oder sonstige lhnen nahe stehende Personen in einem anderen Land der EU, der

Schweiz, in Norwegen oder in Island?

Antwort: Nein. Ich habe nur noch einen Bruder und eine Schwester in Kroatien.

Frage: Welche Vorfalle haben Sie gezwungen, Italien verlassen haben?
Antwort: Mein Leben war in Italien in Gefahr.
Frage: Durch wen war lhr Leben in Italien in Gefahr?

Antwort: Durch die Albaner in Italien und durch Italiener und ich habe sogar den Verdacht, dass die Polizei dahinter
steckt, aber ich habe keine Beweise. Ich glaube das.

Frage: Wer sind die Personen, durch die Ihr Leben in Gefahr ist, konkret?
Antwort: Albaner und Italiener.
Aufforderung: Nennen Sie alle Namen und sonstigen Hinweise auf die Personen, von denen |hr Leben bedroht ist?

Antwort: Ich bin nicht sicher, dass ich in Osterreich einen Schutz bekomme und deshalb habe ich Angst, die Namen
bekannt zu geben.

Aufforderung: Nennen Sie konkret alle Vorfalle, die Sie veranlasst haben, jetzt Italien zu verlassen, unter Angabe der
Zeiten, der Orte, der Personen die daran beteiligt waren und was sich genau ereignet hat.

Antwort: Die Vorfalle waren in der Stadt Siena. Das erste Mal war es im Jahr 2005. Albaner haben mir ein Madchen
geschickt. Jetzt sollte ich einen Mann umbringen. Das ist der Grund, weshalb ich Italien jetzt verlassen habe.

Frage: Wer hat Sie dazu aufgefordert?
Antwort: Italiener und Albaner.
Frage: Wer sind die Personen konkret?

Antwort: Ich kann nur sagen, was ich mitbekommen habe. Ich habe nur den Namen XXXX gehértAntwort: Ich kann nur
sagen, was ich mitbekommen habe. Ich habe nur den Namen rémisch 40 gehort.

Frage: Wen sollten Sie umbringen?
Antwort: Einen Klient von denen. Ich weilR aber sonst nichts Gber ihn.

Frage: Haben Sie die Vorfélle bei der Polizei, bei einem Gericht oder sonst einer Institution oder Organisation in Italien
gemeldet und Sie sich an jemanden um Hilfe gewandt?

Antwort: Nein. Weil ich brauche dafiir Beweise und die habe ich nicht.
Frage: Haben Sie sonst noch Griinde, weshalb Sie keine Anzeige erstattet haben?

Antwort: Nein.

Frage: Was erwartet Sie im Falle lhrer Rickkehr nach Italien?
Antwort: Der Tod.
Frage: Wie kommen Sie, wie Sie zuvor gesagt haben, darauf, dass die Polizei dahinter steckt?

Antwort: Aus dem Grund, weil im Jahr 2007 habe ich Siena verlassen und bin ich nach Bozen gezogen. Ich war einen
Monat in Bozen. Dabei war eine Polizeikontrolle und dabei wurden meine Dokumente gepruft, weil ich in Bozen nicht
gemeldet war. Nach drei Tagen kam ein Albaner zu mir und sagte, wenn ich dem Mann, bei dem ich gewohnt habe,
nichts schaden will, soll ich von hier verschwinden.

Frage: Mochten Sie noch etwas dazu angeben?



Antwort: Nein.

Frage an die Rechtsberaterin: Haben sie noch Fragen, mdchten sie eine Stellungnahme abgeben oder Beweisantrage

stellen?

Antwort Rechtsberaterin: Ich habe keine Fragen und keine Vorbringen.

n

Ebenso wurden vom vernehmenden Organwalter weitere Details erfragt, die dem Akteninhalt entnehmbar sind.

I.2.1. Der Antrag des BF wurde mit im Spruch des gegenstandlichen Erkenntnisses bezeichneten Bescheid des
Bundesasylamtes (in weiterer Folge als "angefochtener Bescheid" bezeichnet) gem.§ 5 Abs. 1 AsylG 2005
zurlickgewiesen. Fur die Prifung des Antrages auf internationalen Schutz ist gemal? Artikel 18/7 der Verordnung (EG)
Nr. 343/2003 des Rates Italien zustandig (Spruchpunkt I). Weiters wurde der Beschwerdefiihrer gem. 8 10 (1) 1 AsylG
nach Italien ausgewiesen; demzufolge ist die Zurlickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des BF gem. § 10 (4)
AsylG nach ltalien zuldssig (Spruchpunkt Il).rémisch eins.2.1. Der Antrag des BF wurde mit im Spruch des
gegenstandlichen Erkenntnisses bezeichneten Bescheid des Bundesasylamtes (in weiterer Folge als "angefochtener
Bescheid" bezeichnet) gem. Paragraph 5, Absatz eins, AsylG 2005 zurlickgewiesen. Fur die Prufung des Antrages auf
internationalen Schutz ist gemal Artikel 18/7 der Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates Italien zustandig
(Spruchpunkt rémisch eins). Weiters wurde der Beschwerdeflihrer gem. Paragraph 10, (1) 1 AsylG nach Italien
ausgewiesen; demzufolge ist die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des BF gem. Paragraph 10, (4)
AsylG nach Italien zulassig (Spruchpunkt rémisch zwei).

1.2.2. Das Bundesasylamt traf im angefochtenen Bescheid Feststellungen zum in Punkt 1.2.1 genannten Artikel der
Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates zur Prifung des gegenstandlichen Asylverfahrens zustandigen Staat zu
fihrenden Asylverfahren, zur Praxis des Non-Refoulement-Schutzes, der Ausweisung und zur Versorgung von
Asylwerbern.rémisch eins.2.2. Das Bundesasylamt traf im angefochtenen Bescheid Feststellungen zum in Punkt
réomisch eins.2.1 genannten Artikel der Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates zur Prifung des gegenstandlichen
Asylverfahrens zustandigen Staat zu fihrenden Asylverfahren, zur Praxis des Non-Refoulement-Schutzes, der
Ausweisung und zur Versorgung von Asylwerbern.

I.2.3. Das Bundesasylamt fuhrte weiters aus, dass der BF keine glaubhaften Bedenken hinsichtlich einer allfalligen
Gefahrdung im Fall einer Rickkehr in den unter 1.2.2 bezeichneten Staat geltend gemacht hatte.rémisch eins.2.3. Das
Bundesasylamt fuhrte weiters aus, dass der BF keine glaubhaften Bedenken hinsichtlich einer allfalligen Gefahrdung
im Fall einer Rickkehr in den unter 1.2.2 bezeichneten Staat geltend gemacht hatte.

1.2.4. Zum Vorbringen des BF hinsichtlich seiner Grinde fur die Ausreise aus Italien fihrte das BAA aus, dass dieser den
Anforderungen fur die Glaubwurdigkeit seines Vorbringens nicht zu entsprechen vermochte.rémisch eins.2.4. Zum
Vorbringen des BF hinsichtlich seiner Grinde fur die Ausreise aus lItalien fiihrte das BAA aus, dass dieser den
Anforderungen fur die Glaubwiurdigkeit seines Vorbringens nicht zu entsprechen vermochte.

So gab er in der Erstbefragung unmissverstandlich an, er sei im Jahr 2008 sogar zurlick in den Kosovo, um vor seinen
Verfolgern zu flichten, das Problem sei aber, dass diese Leute auch ihre Verbindungen im Kosovo hatten und er auch
dort bedroht worden sei.

Im grundlegenden Widerspruch dazu gab er jedoch in der Einvernahme trotz wiederholter Frage unmissverstandlich

an, er sei seit 1999 nie im Kosovo gewesen.

Weiters ergab sich selbst bei seinen Angaben Uber den Wohnsitz in Italien ein gravierender Widerspruch. Wahrend er
namlich in der Erstbefragung konkret die Adresse XXXX, nannte, nannte er in der Einvernahme dezidiert die Adresse
XXXX.Weiters ergab sich selbst bei seinen Angaben Uber den Wohnsitz in Italien ein gravierender Widerspruch.
Wahrend er namlich in der Erstbefragung konkret die Adresse rémisch 40 , nannte, nannte er in der Einvernahme
dezidiert die Adresse romisch 40 .

Trotz seiner Behauptung, bereits seit 5 Jahren von Personen bedroht und missbraucht worden zu sein, vermochte er
auf Nachfrage nicht einmal konkrete Angaben zu diesen Personen zu machen.

Zum Gesundheitszustand des BF flihrte das BAA aus, dass die Facharztin fur Psychiatrie im Polizeianhaltezentrum
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Innsbruck dem Bundesasylamt mitteilte, dass der Ast. schwerst traumatisiert sein wuirde. Er selbst gab zu Beginn
seiner Einvernahme an, er wuirde vor seiner Einvernahme mit einem Psychiater sprechen wollen, weil ihm die
Psychiaterin gesagt habe, dass er vor seiner Einvernahme noch zu einem Psychiater kommen wiurde.

Nachdem er in der Folge ausdricklich angab, er habe dies nur gesagt, weil es die Psychologin gesagt habe, er weiters
ausdrucklich auch angab, er hatte keinerlei gesundheitliche Beschwerden und wie in der Niederschrift festgehalten
weder fur den Organwalter des Bundesasylamtes, noch fur die Rechtsberaterin Anzeichen einer Traumatisierung
erkennbar waren, ist die von der Fachdarztin vorgebrachte schwerste Traumatisierung aus der Sicher der erkennenden
Behorde nicht nachvollziehbar. Aus diesem Grunde kann jedenfalls zumindest davon ausgegangen werden, dass keine
derartige psychische Beeintréchtigung seiner Person vorliegt, die einer Uberstellung nach Italien entgegen stehen
wirde. Dies wird weiter auch dadurch bestétigt, dass die Facharztin fur Psychiatrie zwar eine schwerste
Traumatisierung vorbrachte, der Ast. demgegenuber jedoch seine Haftfahigkeit fUr die Schubhaft bestatigte.

I.3. Gegen den angefochtenen Bescheid wurde mit Telefax vom 05.01.2010 eine Beschwerde eingebracht, in welcher im
Wesentlichen der bereits vorgebrachte Sachverhalt wiederholt wurde. Weiters wurde erstmals ausgefihrt, dass die
italienische Polizei den BF nicht geschitzt habe.rémisch eins.3. Gegen den angefochtenen Bescheid wurde mit Telefax
vom 05.01.2010 eine Beschwerde eingebracht, in welcher im Wesentlichen der bereits vorgebrachte Sachverhalt
wiederholt wurde. Weiters wurde erstmals ausgefihrt, dass die italienische Polizei den BF nicht geschitzt habe.

I.4. Am 19.01.2009 erfolgte durch den zustandigen Richter eine Sichtung des Aktes. Hierbei wurde festgestellt, dass der
Beschwerde die aufschiebende Wirkung nicht zuzuerkennen ist. Uber die hierfiir maRgeblichen Erwdgungen wurde ein
AV angelegt, welcher im Akt aufliegt.romisch eins.4. Am 19.01.2009 erfolgte durch den zustandigen Richter eine
Sichtung des Aktes. Hierbei wurde festgestellt, dass der Beschwerde die aufschiebende Wirkung nicht zuzuerkennen
ist. Uber die hierfir maRgeblichen Erwdgungen wurde ein AV angelegt, welcher im Akt aufliegt.

I.5. Hinsichtlich des weiteren Verfahrensherganges und Vorbringens der Verfahrensparteien im Detail wird auf den
Akteninhalt verwiesen (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524).romisch eins.5. Hinsichtlich des weiteren Verfahrensherganges
und Vorbringens der Verfahrensparteien im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen (VWGH 16. 12. 1999,
99/20/0524).

I.6. Das erkennende Gericht geht von folgendem erwiesenen Sachverhalt ausromisch eins.6. Das erkennende Gericht
geht von folgendem erwiesenen Sachverhalt aus:

1.6.1 Der BF ist StA der Republik Kosovo. Der BF verliel3 1999 seinen Herkunftsstaat und lebte seither in Italien. Dem BF
wurde in Italien erstmals im Jahre 2001, zuletzt verldngert am 16.04.2009 eine Aufenthaltsgenehmigung, XXXX, gultig
bis XXXX, ausgestellt und suchte dieser mit XXXX um Verlangerung an. Der BF verlieR mehrmals das italienische
Ausland, zuletzt am 01.11.2009 in Richtung Kroatien und reiste daraufhin unter Zugrundelegung des ausgestellten
Visums wieder in Italien ein. Zwischen 10. und 12.11.2009 reiste der BF aus Italien unter Umgehung der Grenzkontrolle
nach Osterreich ein. Am 16.11.2009 wurden Konsultationen mit der italienischen Dublinbehérde gemaR Art. 9/4 der
Dublin Il VO eingeleitet. Dem Aufnahmeersuchen wurde durch Verfristung gemaR Art. 18/7 der Dublin Il VO
entsprochen, wovon die italienische Dublinbehdrde mit Schreiben vom 18.12.2009 in Kenntnis gesetzt wurde.rémisch
eins.6.1 Der BF ist StA der Republik Kosovo. Der BF verlie 1999 seinen Herkunftsstaat und lebte seither in Italien. Dem
BF wurde in Italien erstmals im Jahre 2001, zuletzt verlangert am 16.04.2009 eine Aufenthaltsgenehmigung, rémisch 40
, guiltig bis rémisch 40, ausgestellt und suchte dieser mit rémisch 40 um Verlangerung an. Der BF verlieR mehrmals das
italienische Ausland, zuletzt am 01.11.2009 in Richtung Kroatien und reiste daraufhin unter Zugrundelegung des
ausgestellten Visums wieder in Italien ein. Zwischen 10. und 12.11.2009 reiste der BF aus Italien unter Umgehung der
Grenzkontrolle nach Osterreich ein. Am 16.11.2009 wurden Konsultationen mit der italienischen Dublinbehérde
gemal Artikel 9 /, 4, der Dublin rémisch zwei VO eingeleitet. Dem Aufnahmeersuchen wurde durch Verfristung gemaR
Artikel 18 /, 7, der Dublin romisch zwei VO entsprochen, wovon die italienische Dublinbehdrde mit Schreiben vom
18.12.2009 in Kenntnis gesetzt wurde.

1.6.2. In Bezug auf Italien ist die Verordnung 2003/343/EG zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung
des Mitgliedstaates, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehdrigen gestellten Asylantrags in einem
Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist, ABI. L 50 vom 25.2.2003, S. 1 anwendbar.rémisch eins.6.2. In Bezug
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auf Italien ist die Verordnung 2003/343/EG zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des
Mitgliedstaates, der fur die Priafung eines von einem Drittstaatsangehodrigen gestellten Asylantrags in einem
Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist, Amtsblatt L 50 vom 25.2.2003, S. 1 anwendbar.

1.6.3. Ebenso sind in Bezug auf Italien anwendbarirémisch eins.6.3. Ebenso sind in Bezug auf Italien anwendbar:

e Strichaufzahlung
die Richtlinie 2004/83/EG Uber Mindestnormen fur die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehdrigen
oder Staatenlosen als Fllichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und Uber
den Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, ABI. L 304 vom 30.9.2004, S. 12 (Statusrichtlinie)die Richtlinie
2004/83/EG Uber Mindestnormen fur die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehorigen oder
Staatenlosen als Fluchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und Uber den
Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, Amtsblatt L 304 vom 30.9.2004, S. 12 (Statusrichtlinie)

e Strichaufzahlung
Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 tber Mindestnormen fur Verfahren in den
Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Fllichtlingseigenschaft, ABI. L 326, S 13
(Verfahrensrichtlinie)Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 Uber Mindestnormen fiir Verfahren
in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Fllichtlingseigenschaft, Amtsblatt L 326, S 13
(Verfahrensrichtlinie)

e Strichaufzahlung
Richtlinie 2003/9/EG zur Festlegung von Mindestnormen fur die Aufnahme von Asylwerbern in den
Mitgliedstaaten, ABI. 2003 L 31, S 18 (Aufnahmerichtlinie)Richtlinie 2003/9/EG zur Festlegung von Mindestnormen
fir die Aufnahme von Asylwerbern in den Mitgliedstaaten, Amtsblatt 2003 L 31, S 18 (Aufnahmerichtlinie)

1.6.3.1. Das Ziel der Statusrichtlinie ist die Festlegung von Mindestnormen fur die Anerkennung von
Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen als Fllchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz
(gem. Art. 2 lit a leg. cit ist als "internationaler Schutz" die Flichtlingseigenschaft und der subsididre Schutzstatus zu
verstehen) bendétigen, sowie des Inhalts des zu gewdhrenden Schutzes (Art. 1) und enthalt hierflr die entsprechenden
rechtlichen Garantien.rémisch eins.6.3.1. Das Ziel der Statusrichtlinie ist die Festlegung von Mindestnormen fir die
Anerkennung von Drittstaatsangehoérigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig
internationalen Schutz (gem. Artikel 2, Litera a, leg. cit ist als "internationaler Schutz" die Fluchtlingseigenschaft und
der subsididre Schutzstatus zu verstehen) bendtigen, sowie des Inhalts des zu gewahrenden Schutzes (Artikel eins,)
und enthalt hierfur die entsprechenden rechtlichen Garantien.

1.6.3.2. Die Verfahrensrichtlinie stellt ua. sicher, dass die Asylbehérde ihre Entscheidung Uber einen Asylantrag nach
angemessener Prifung trifft. Zu diesem Zweck stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Antrage einzeln, objektiv
und unparteiisch geprift und entschieden werden (Art. 8 (2) a) und die Entscheidungen Uber Asylantrage schriftlich
ergehen, dass bei der Ablehnung eines Antrags die sachlichen und rechtlichen Grinde dafur in der Entscheidung
dargelegt werden und Asylwerber schriftlich dartber informiert werden, wie eine ablehnende Entscheidung
angefochten werden kann (Art. 9 (1) u. (2)). Die Verfahrensrichtlinie stellt weiter sicher, dass Asylbewerber das Recht
auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor einem Gericht oder Tribunal gegen eine Entscheidung Uber ihren Asylantrag
..haben (Art. 39 (1)).romisch eins.6.3.2. Die Verfahrensrichtlinie stellt ua. sicher, dass die Asylbehdrde ihre
Entscheidung Uber einen Asylantrag nach angemessener Prifung trifft. Zu diesem Zweck stellen die Mitgliedstaaten
sicher, dass die Antrage einzeln, objektiv und unparteiisch gepruift und entschieden werden (Artikel 8, (2) a) und die
Entscheidungen Uber Asylantrage schriftlich ergehen, dass bei der Ablehnung eines Antrags die sachlichen und
rechtlichen Grinde dafir in der Entscheidung dargelegt werden und Asylwerber schriftlich dartber informiert werden,
wie eine ablehnende Entscheidung angefochten werden kann (Artikel 9, (1) u. (2)). Die Verfahrensrichtlinie stellt weiter
sicher, dass Asylbewerber das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor einem Gericht oder Tribunal gegen eine
Entscheidung Uber ihren Asylantrag ...haben (Artikel 39, (1)).

1.6.3..3. Gem. den Artikeln 15 und 20 der Aufnahmerichtlinie ist der hier zustandige Partnerstaat verpflichtet, fur eine
ausreichende medizinische Versorgung von kranken Asylwerbern zu sorgen, sowie bei Opfern von Folter und Gewalt
im Bedarfsfall eine Behandlung bereitzustellen, die fir Schaden, die durch Folter, Vergewaltigung oder andere schwere
Gewalttaten erlitten wurden, erforderlich ist.romisch eins.6.3..3. Gem. den Artikeln 15 und 20 der Aufnahmerichtlinie



ist der hier zustandige Partnerstaat verpflichtet, fir eine ausreichende medizinische Versorgung von kranken
Asylwerbern zu sorgen, sowie bei Opfern von Folter und Gewalt im Bedarfsfall eine Behandlung bereitzustellen, die fur
Schaden, die durch Folter, Vergewaltigung oder andere schwere Gewalttaten erlitten wurden, erforderlich ist.

Ebenso ist der hier zustandige Partnerstaat nach der Aufnahmerichtlinie verpflichtet, daflr Sorge zu tragen, dass
Asylsuchende ab Antragstellung materielle Leistungen erhalten, die einem Lebensstandard entsprechen, welcher
Gesundheit und Lebensunterhalt der Asylsuchenden gewahrleistet (Artikel 13).

Nach dieser Richtlinie soll die Unterbringung das Familienleben schitzen, sowie Kommunikation mit oder Zugang zu
Rechtsberatern, UNHCR und NGOs ermdglichen. Die Mitgliedstaaten sind kraft der Richtlinie verpflichtet, Gewalt in
Sammelunterkinften zu verhiten. Das in Einrichtungen eingesetzte Personal muss angemessen geschult sein, und die
Asylsuchenden kénnen an der Verwaltung der Unterbringungszentren beteiligt werden. Minderjahrige sollten
zusammen mit ihren Eltern oder Familienangehérigen untergebracht werden.

Gem. Art. 16 (3 ) und (4) der Aufnahmerichtlinie kénnen die Mitgliedstaaten Sanktionen flr grobe VerstdRe gegen die
Vorschriften der Unterbringungszentren und grob gewalttatiges Verhalten festlegen. Die Mitgliedstaaten gewahrleisten
in jedem Fall Zugang zur medizinischen Notversorgung.Gem. Artikel 16, (3 ) und (4) der Aufnahmerichtlinie kénnen die
Mitgliedstaaten Sanktionen fir grobe VerstoRe gegen die Vorschriften der Unterbringungszentren und grob
gewalttatiges Verhalten festlegen. Die Mitgliedstaaten gewahrleisten in jedem Fall Zugang zur medizinischen
Notversorgung.

1.6.4. Gegen ltalien hat die die Europadische Kommission kein Vertragsverletzungsverfahren gemaR Art 226 des EG-
Vertrages wegen Verletzung der Status-, Verfahrens-, oder Aufnahmerichtlinie eingeleitet.romisch eins.6.4. Gegen
Italien hat die die Europaische Kommission kein Vertragsverletzungsverfahren gemaR Artikel 226, des EG-Vertrages
wegen Verletzung der Status-, Verfahrens-, oder Aufnahmerichtlinie eingeleitet.

1.6.5. Zusammengefasst ist festzustellen, dass in Italien von einer unbedenklichen asylrechtlichen Praxis, der
Beachtung des Non-Refoulements-Schutzes, der Existenz einer Grund- und Gesundheitsversorgung, sowie einer
unbedenklichen Sicherheitslage ausgegangen werden kann. Ebenso vertritt Italien in Bezug auf die Auslegung der GFK,
der Status-, Verfahrens- und Aufnahmerichtlinie, sowie der Beurteilung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im
Herkunftsstaat des BF keine relevanten Sonderpositionen innerhalb der Europadischen Union.rémisch eins.6.5.
Zusammengefasst ist festzustellen, dass in Italien von einer unbedenklichen asylrechtlichen Praxis, der Beachtung des
Non-Refoulements-Schutzes, der Existenz einer Grund- und Gesundheitsversorgung, sowie einer unbedenklichen
Sicherheitslage ausgegangen werden kann. Ebenso vertritt Italien in Bezug auf die Auslegung der GFK, der Status-,
Verfahrens- und Aufnahmerichtlinie, sowie der Beurteilung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im
Herkunftsstaat des BF keine relevanten Sonderpositionen innerhalb der Europaischen Union.

Il. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:
IIl. 1. Beweiswurdigungrémisch zwei. 1. Beweiswirdigung

Der festgestellte Sachverhalt wird aufgrund der Einsichtnahme in den Verwaltungsakt als erwiesen angenommen. Der
BF trat den Feststellungen des Bundesasylamtes, welche zusammengefasst ebenfalls zu den unter 1.6.5. getroffenen
Feststellungen nicht im Widerspruch stehen, sondern dort ihre Bestatigung finden, nicht ausreichend konkret und
substantiiert entgegen, um die Uberzeugung des erkennenden Gerichts von deren Richtigkeit zu erschiittern. Der BF
trat diesen Feststellungen weder auf gleichem fachlichem Niveau entgegen, noch zeigte er UnschlUssigkeiten oder
Widerspruche in den Feststellungen des Bundesasylamtes auf.

Das erkennende Gericht sieht aufgrund der oa. Ausfiihrungen die unter
1.6.5. getroffenen zusammengefassten Ausfihrungen als erwiesen an.

Soweit der BF in seiner Beschwerde nun erstmalig und neu vorbringt, dass er seitens der italienischen Polizei nicht
geschiitzt worden sei, wird festgestellt, dass - ungeachtet der Prifung der Glaubwurdigkeit - diese neue Tatsache dem
Neuerungsverbot gemaf (§ 40 AsylG in der hier anzuwendenden Fassung) unterliegt. Aus dieser Behauptung und dem
sonstigen Akteninhalt ist nicht zu entnehmen, dass sich der Sachverhalt, der der Entscheidung zugrunde gelegt wurde,
"nach" der Entscheidung erster Instanz entscheidungsrelevant geandert hat (Z 1); das Verfahren erster Instanz wurde
ordnungsgemald durchgefihrt und ist nicht zu beanstanden (Z 2); ungeachtet der Glaubwurdigkeit dieses
nunmehrigen Vorbringens ware diese Tatsache bis zum Zeitpunkt der Entscheidung erster Instanz dem BF zuganglich
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gewesen (Z 3); es ergaben sich auch keine Hinweise das der BF nicht in der Lage war diese Tatsache schon im
erstinstanzlichen Verfahren vorzubringen, zumal er in wiederholt stattgefundenen Einvernahmen dazu Gelegenheit
hatte (Z 4).Soweit der BF in seiner Beschwerde nun erstmalig und neu vorbringt, dass er seitens der italienischen
Polizei nicht geschutzt worden sei, wird festgestellt, dass - ungeachtet der Prifung der Glaubwurdigkeit - diese neue
Tatsache dem Neuerungsverbot gemaR (Paragraph 40, AsylG in der hier anzuwendenden Fassung) unterliegt. Aus
dieser Behauptung und dem sonstigen Akteninhalt ist nicht zu entnehmen, dass sich der Sachverhalt, der der
Entscheidung zugrunde gelegt wurde, "nach" der Entscheidung erster Instanz entscheidungsrelevant geandert hat
(Ziffer eins,); das Verfahren erster Instanz wurde ordnungsgemal durchgefihrt und ist nicht zu beanstanden (Ziffer 2,);
ungeachtet der Glaubwurdigkeit dieses nunmehrigen Vorbringens wdre diese Tatsache bis zum Zeitpunkt der
Entscheidung erster Instanz dem BF zuganglich gewesen (Ziffer 3,); es ergaben sich auch keine Hinweise das der BF
nicht in der Lage war diese Tatsache schon im erstinstanzlichen Verfahren vorzubringen, zumal er in wiederholt
stattgefundenen Einvernahmen dazu Gelegenheit hatte (Ziffer 4,).

Nach der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes ist dem Anliegen des Gesetzgebers, Missbrauchen vorzubeugen,
auch dadurch Rechnung getragen, dass die Ausnahmen vom Neuerungsverbot "auf jene Falle beschrankt" werden, in
denen der Asylwerber "aus Grinden, die nicht als mangelnde Mitwirkung" am Verfahren zu werten sind, "nicht in der
Lage war", Tatsachen und Beweismittel bereits in erster Instanz vorzubringen. Somit bleibt vom Neuerungsverbot ein
Vorbringen erfasst, mit dem ein Asylwerber das Verfahren missbrauchlich zu verlangern versucht (VfGH 15. 10. 2004, G
237/03 ua).

Aus dieser Judikatur des Verfassungsgerichtshofes ist demnach abzuleiten, dass nicht jede Mangelhaftigkeit des
erstinstanzlichen Verfahrens zu einer Durchbrechung des Neuerungsverbotes fuhrt, sondern nur jene, welche "kausal"
dafur ist, dass der Asylwerber "nicht in der Lage war" die erst im Beschwerdeverfahren vorgebrachten neuen
Tatsachen und Beweismittel schon im erstinstanzlichen Verfahren vorzubringen, weshalb im gegenstandlichen Fall
festzustellen ist, dass der BF sowohl bei seiner Erstbefragung am 12.11.2009, wie auch bei seiner niederschriftlichen
Einvernahme vor dem BAA im Beisein eines Rechtsberaters am 22.12.2009, dazu in der Lage war.

Da das im vorgenannten Absatz geschilderte, dem BF mdgliche und zumutbare Verhalten unterblieb, geht der AsylGH
davon aus, dass der BF durch diese Beschwerdeangaben lediglich seinen -durch das nicht rechtskraftig abgeschlossene
Asylverfahren legalisierten- Aufenthalt missbrauchlich zu verlangern versucht (VwGH 27.9.2005, 2005/01/0313).

In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzufthren, dass die vom BAA vorgenommene freie
Beweiswurdigung im hier dargestellten Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze in sich
schlUssig und stimmig ist.

Die freie Beweiswirdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fuhrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswurdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fur eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des dsterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine
(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden,
(...)".5. Auflage, Paragraph 45, AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten
Gerichtshofs vom 29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider
vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare
andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den
Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem
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Richter ein empirisch-historischer Beweis gentgen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine hdochste,
ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu
begrinden, (...)".

Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist unter Heranziehung dieser, von der hdochstgerichtlichen Judikatur festgelegten,
Pramissen fur den Vorgang der freien Beweiswilrdigung dem Bundesasylamt nicht entgegenzutreten, wenn es das
ausreisekausale Vorbringen im dargestellten Ausmal? als nicht glaubhaft qualifiziert.

Dem Bundesasylamt ist zuzustimmen, wenn dieses anfuhrt, dass der BF den Anforderungen fur die Glaubwurdigkeit
seines Vorbringens nicht zu entsprechen vermochte.

So gab er in der Erstbefragung unmissverstandlich an, er sei im Jahr 2008 sogar zurlick in den Kosovo, um vor seinen
Verfolgern zu fluchten, das Problem sei aber, dass diese Leute auch ihre Verbindungen im Kosovo hatten und er auch
dort bedroht worden sei.

Im grundlegenden Widerspruch dazu gab er jedoch in der Einvernahme trotz wiederholter Frage unmissverstandlich
an, er sei seit 1999 nie im Kosovo gewesen.

Trotz seiner Behauptung, bereits seit 5 Jahren von Personen bedroht und missbraucht worden zu sein, vermochte er
auf Nachfrage nicht einmal konkrete Angaben zu diesen Personen zu machen.

Im Ubrigen wird die Beweiswirdigung des BAA in der Beschwerde auch nicht substantiiert bekdmpft, weshalb der
Asylgerichtshof nicht veranlasst war das Ermittlungsverfahren zu wiederholen bzw. zu erganzen (vgl. zB. VwGH
20.1.1993, 92/01/0950; 14.12.1995,95/19/1046; 30.1.2000, 2000/20/0356; 23.11.2006,2005/20/0551 ua.).Im Ubrigen
wird die Beweiswirdigung des BAA in der Beschwerde auch nicht substantiiert bekampft, weshalb der Asylgerichtshof
nicht veranlasst war das Ermittlungsverfahren zu wiederholen bzw. zu erganzen vergleiche zB. VwGH 20.1.1993,
92/01/0950; 14.12.1995, 95/19/1046; 30.1.2000, 2000/20/0356; 23.11.2006, 2005/20/0551 ua.).

Ebenso weist das erkennende Gericht auf folgende Umstande hin:

Der BF fuhrte aus, er sei im Jahr 2008 aus Italien zurick in die Republik Kosovo gereist, da er in Italien Angst um sein
Leben gehabt hatte. Da er jedoch auch in der Republik Kosovo bedroht worden sei, sei er wieder nach Italien zurtick
gereist. Es ist vollig unplausibel, dass der BF aus Angst um sein Leben vorerst in die Republik Kosovo und anschlieRend
wieder nach Italien zurilck reisen wirde. Vielmehr ware anzunehmen, dass dieser bei tatsachlichem Vorliegen des von
ihm geschilderten Bedrohungsszenarios aus der Republik Kosovo in ein anderes Land gereist ware.

Weiters ware es nicht nachvollziehbar, dass sich der BF bei Drohungen Uber einen derart langen Zeitraum nicht an die
italienischen Behoérden gewandt hatte, welche Schutzfahig- und willig sind. Auch seine diesbezlgliche Begriindung,
dass es an entsprechenden Beweisen gefehlt hatte, vermag vor dem Hintergrund dessen, dass der BF angeblich Angst
um sein Leben hatte, nicht zu Uberzeugen.

Aus diesen Grunden geht auch das erkennende Gericht, ebenso wie bereits das BAA, davon aus, dass die Angaben des
BF zu seinen Fluchtgrinden in Bezug auf Italien unglaubwrdig sind.

Dem BAA wird auch zugestimmt, wenn es hinsichtlich der seitens der Facharztin fir Psychiatrie im
Polizeianhaltezentrum Innsbruck ins Spiel gebrachten Traumatisierung des BF feststellt, dass der BF selbst zu Beginn
seiner Einvernahme anfiihrte, er wiirde gerne vor seiner Einvernahme mit einem Psychiater sprechen wollen, weil ihm
die Psychiaterin gesagt habe, dass er vor seiner Einvernahme noch zu einem Psychiater kommen wurde.

Nachdem er in der Folge ausdricklich angab, er hatte dies nur gesagt, weil es die Psychologin gesagt habe, er
ausdrucklich auch angab, er hatte keinerlei gesundheitliche Beschwerden und wie in der Niederschrift festgehalten
weder flr den Organwalter des Bundesasylamtes, noch fur die Rechtsberaterin Anzeichen einer Traumatisierung
erkennbar waren, ist die von der Fachdarztin vorgebrachte schwerste Traumatisierung nicht nachvollziehbar. Aus
diesem Grunde kann jedenfalls zumindest davon ausgegangen werden, dass keine derartige psychische
Beeintrichtigung seiner Person vorliegt, die einer Uberstellung nach Italien entgegen stehen wiirde. Dies wird weiter
auch dadurch bestatigt, dass die Facharztin fur Psychiatrie zwar eine schwerste Traumatisierung vorbrachte, sie
demgegenulber jedoch seine Haftfahigkeit fir die Schubhaft bestatigte. Im Umkehrschluss und dem Wesen der Haft
ergibt sich hieraus, dass die Haft einerseits aus medizinischer Sicht nicht unvertetbar ist, was eine gewisse psychische
Stabilitdt des BF voraussetzt bzw. der BF offensichtlich keiner Behandlung -wie etwa die stationare Aufnahme in eine
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Behandlungseinrichtung bzw. standige arztliche Aufsicht- bedarf, welche wahrend der Anhaltung nicht durchgefihrt
werden konnte, woraus eine eher eingeschrankte Behandlungsbedurftigkeit ableitbar ist. Es kamen letztlich keine
Hinweise hervor, dass der BF in der Haft einer Behandlung bedarf, welche nicht auch im Rahmen der Uberstellung
nach bzw. der weiteren Unterbringung in Italien durchgefuhrt werden kénnte.

I.2. Rechtlich ergibt sich Folgendesrrdmisch zwei.2. Rechtlich ergibt sich Folgendes:
I1.2.1. Zustandigkeitrémisch zwei.2.1. Zustandigkeit

Gemald § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idgF entscheidet der Asylgerichtshof ... Gber... Beschwerden gegen
Bescheide des Bundesasylamtes, woraus sich im gegenstandlichen Verfahren die Zustandigkeit des AsylGH
ergibt.Gemald Paragraph 61, (1) AsylG 2005 Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF entscheidet der
Asylgerichtshof ... Gber... Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes, woraus sich im gegenstandlichen
Verfahren die Zustandigkeit des AsylGH ergibt.

I1.2.2. Entscheidung durch den Einzelrichterdmisch zwei.2.2. Entscheidung durch den Einzelrichter

2. Gemald 8 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idF BGBI | Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber2. GemdaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, entscheidet
der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[.....]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen
1. zurtckweisende Bescheide
a)...

b) wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemald 8§ 5b) wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemal}
Paragraph 5

0
2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung

(4) Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der fir die Behandlung der

Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Uber die gegenstandliche Beschwerde gem. § 61 Abs. 3 Z 1 lit. b und Z2
durch den Einzelrichter zu entscheiden.Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Uber die gegenstandliche

Beschwerde gem. Paragraph 61, Absatz 3, Ziffer eins, Litera b und Z2 durch den Einzelrichter zu entscheiden.
11.2.3. Anzuwendendes Verfahrensrechtromisch zwei.2.3. Anzuwendendes Verfahrensrecht

Gem. § 23 (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF
sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit
der Mal3gabe sinngemal anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.Gem.
Paragraph 23, (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt rémisch eins, Nr. 4 aus 2008,
(Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt
réomisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der MaRgabe sinngemal
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

GemalR 8 66 Abs. 4 AVG hat die erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht als unzuldssig oder verspatet
zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im Spruch und in der Begrindung ihre
Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemal3 den angefochtenen Bescheid nach jeder
Richtung abzuandern.Gemald Paragraph 66, Absatz 4, AVG hat die erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht
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als unzulassig oder verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im
Spruch und in der Begrindung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemal’ den
angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

Gem. § 73 (1) Asylgesetz 2005,BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) tritt dieses Gesetz mit der Mal3gabe des § 75 leg. cit in
Kraft, wonach alle am 31. Dezember 2005 anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu
Ende zu fuhren sind.Gem. Paragraph 73, (1) Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG
2005) tritt dieses Gesetz mit der Mal3gabe des Paragraph 75, leg. cit in Kraft, wonach alle am 31. Dezember 2005
anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu fihren sind.

Im gegenstandlichen Fall war das Verfahren am 31.12.2005 nicht anhangig. Ebenso hat das Bundesasylamt mit im
Spruch ersichtlichen Bescheid entschieden, weshalb das AsylG idF BGBI | Nr. 29/2009 anzuwenden ist.Im
gegenstandlichen Fall war das Verfahren am 31.12.2005 nicht anhangig. Ebenso hat das Bundesasylamt mit im Spruch
ersichtlichen Bescheid entschieden, weshalb das AsylG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009,

anzuwenden ist.
11.2.4.1. 8 5 AsylG lautet:rdmisch zwei.2.4.1. Paragraph 5, AsylG lautet:

"(1) Ein nicht gemal § 4 erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzuldssig zurlickzuweisen, wenn ein
anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin - Verordnung zur Priifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist. Mit dem ZurUlckweisungsbescheid hat die Behdrde auch festzustellen, welcher
Staat zustandig ist."(1) Ein nicht gemaR Paragraph 4, erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzuldssig
zurlickzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin - Verordnung zur Prifung des
Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die
Behorde auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist.

(2) GemaR Abs. 1 ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin - Verordnung
dafir zustandig ist zu prifen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz
zustandig ist.(2) GemalR Absatz eins, ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der
Dublin - Verordnung daflr zustandig ist zu prufen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist.

(3) Sofern nicht besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder
bei der Behdrde offenkundig sind, die fir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon
auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat nach Abs. 1 Schutz vor Verfolgung findet."(3) Sofern nicht besondere
Grlnde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder bei der Behdrde offenkundig
sind, die fir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon auszugehen, dass der
Asylwerber in einem Staat nach Absatz eins, Schutz vor Verfolgung findet."

§ 10 AsylG idFBGBI | 29/2009 lautet:Paragraph 10, AsylG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 29 aus 2009,
lautet:

"8 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn
1. der Antrag auf internationalen Schutz zurickgewiesen wird;

2. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch
der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird;

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt oder

4. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird.
(2) Ausweisungen nach Abs. 1 sind unzuldssig, wenn(2) Ausweisungen nach Absatz eins, sind unzulassig, wenn
1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestitztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu berlcksichtigen2. diese eine
Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu berticksichtigen:


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2005/100
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2009/29
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2009/29

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;
b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;
c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;
f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoBe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts;

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren.

n

Gemald § 5 Abs. 1 AsylG ist somit ein nicht gemal38 4 AsylG erledigter Asylantrag als unzulassig zurtickzuweisen, wenn
ein anderer Staat vertraglich oder aufgrund der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.2.2003 zur Prufung
des Asylantrages zustandig ist. Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die Asylbehdrde auch festzustellen, welcher Staat
zustandig ist.Gemal? Paragraph 5, Absatz eins, AsylG ist somit ein nicht gemal3 Paragraph 4, AsylG erledigter Asylantrag
als unzulassig zurlickzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder aufgrund der Verordnung Nr. 343 aus 2003,
(EG) des Rates vom 18.2.2003 zur Prufung des Asylantrages zustandig ist. Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die
Asylbehorde auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist.

Aufgrund des aus dem Akteninhalt ersichtlichen Datums der Asylantragstellung bezieht sich in casu8 5 AsylG auf die
Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.2.2003 (Dublin II), da gemal Artikel 29 leg. cit. diese Verordnung auf
Asylantrage anwendbar ist, die ab dem ersten Tag des sechsten Monats nach ihrem Inkrafttreten - dies ist der 1.9.2003
- gestellt werden.Aufgrund des aus dem Akteninhalt ersichtlichen Datums der Asylantragstellung bezieht sich in casu
Paragraph 5, AsylG auf die Verordnung Nr. 343 aus 2003, (EG) des Rates vom 18.2.2003 (Dublin rémisch zwei), da
gemal Artikel 29 leg. cit. diese Verordnung auf Asylantrage anwendbar ist, die ab dem ersten Tag des sechsten Monats
nach ihrem Inkrafttreten - dies ist der 1.9.2003 - gestellt werden.

Weiters ist gemalR§ 10 Abs 1 Z1 AsylG die Zurlckweisung eines Antrages nach Maligabe der § 10 Abs 3 und Abs 4
AsylG mit einer Ausweisung zu verbinden.Weiters ist gemal} Paragraph 10, Absatz eins, Z1 AsylG die Zurtickweisung
eines Antrages nach MalRgabe der Paragraph 10, Absatz 3 und Absatz 4, AsylG mit einer Ausweisung zu verbinden.

11.2.4.1. 8 28 AsylG lautet:rdmisch zwei.2.4.1. Paragraph 28, AsylG lautet:

"(1) Ist der Antrag voraussichtlich nicht zurtickzuweisen, ist das Verfahren zuzulassen, soweit das Verfahren nicht vor
Zulassung inhaltlich entschieden wird. Die Zulassung erfolgt durch Ausfolgung einer Aufenthaltsberechtigungskarte (8
51); eines Bescheides bedarf es dann nicht. Die Zulassung steht einer spateren zurlickweisenden Entscheidung nicht
entgegen."(1) Ist der Antrag voraussichtlich nicht zurtickzuweisen, ist das Verfahren zuzulassen, soweit das Verfahren
nicht vor Zulassung inhaltlich entschieden wird. Die Zulassung erfolgt durch Ausfolgung einer
Aufenthaltsberechtigungskarte (Paragraph 51,); eines Bescheides bedarf es dann nicht. Die Zulassung steht einer

spateren zurtckweisenden Entscheidung nicht entgegen.

(2) Entscheidet das Bundesasylamt nicht binnen zwanzig Tagen nach Einbringen des Antrags auf internationalen
Schutz, dass der Antrag zurtickzuweisen ist, ist der Antrag zuzulassen, es sei denn es werden Konsultationen gemald
der Dublin - Verordnung oder eines Vertrages Uber die Zustandigkeit zur Prifung eines Asylantrages oder eines
Antrages auf internationalen Schutz geftihrt. Das Fihren solcher Konsultationen ist dem Asylwerber innerhalb der 20-
Tages-Frist mitzuteilen. Diesfalls gilt die 20-Tages-Frist nicht. Diese gilt Uberdies nicht, wenn der Asylwerber am
Verfahren nicht mitwirkt, dieses gegenstandslos wird oder er sich diesem entzieht. Ist der Asylwerber aus in seiner
Person gelegenen Griinden nicht in der Lage, am Verfahren mitzuwirken, ist der Lauf der Frist nach Satz 1 gehemmt.

(3) Eine Stattgebung oder Abweisung des Antrags im Zulassungsverfahren ersetzt die Zulassungsentscheidung (Abs. 1).
Wird der Antrag im Zulassungsverfahren abgewiesen, gilt dieser Antrag als zugelassen, wenn oder sobald der
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Beschwerde gegen diese Entscheidung aufschiebende Wirkung zukommt.(3) Eine Stattgebung oder Abweisung des
Antrags im Zulassungsverfahren ersetzt die Zulassungsentscheidung (Absatz eins,). Wird der Antrag im
Zulassungsverfahren abgewiesen, gilt dieser Antrag als zugelassen, wenn oder sobald der Beschwerde gegen diese
Entscheidung aufschiebende Wirkung zukommt.

(4) Dem Asylwerber in der Erstaufnahmestelle ist eine arztliche Untersuchung zu ermdglichen.”
8§ 29 AsylG lautet:Paragraph 29, AsylG lautet:

"(1) Zulassungsverfahren sind mit Einbringen von Antragen auf internationalen Schutz zu beginnen und in einer
Erstaufnahmestelle des Bundesasylamtes zu fihren, soweit sich aus diesem Bundesgesetz nichts anderes ergibt. 8 17
Abs. 3 und 6 gilt. Unverzlglich nach Einbringung des Antrages ist dem Asylwerber eine Orientierungsinformation und
eine Erstinformation Uber das Asylverfahren in einer ihm verstandlichen Sprache zu geben."(1) Zulassungsverfahren
sind mit Einbringen von Antrdgen auf internationalen Schutz zu beginnen und in einer Erstaufnahmestelle des
Bundesasylamtes zu fuhren, soweit sich aus diesem Bundesgesetz nichts anderes ergibt. Paragraph 17, Absatz 3 und 6
gilt. Unverzlglich nach Einbringung des Antrages ist dem Asylwerber eine Orientierungsinformation und eine
Erstinformation Uber das Asylverfahren in einer ihm verstandlichen Sprache zu geben.

(2) Nach Einbringung des Antrags auf internationalen Schutz hat binnen 48 - langstens jedoch nach 72 - Stunden eine
Befragung des Asylwerbers durch Organe des &ffentlichen Sicherheitsdienstes (8 19 Abs. 1) zu erfolgen, soweit eine
solche Befragung im ausreichenden Umfang nicht bereits im Rahmen der Vorfihrung erfolgt ist. Samstage, Sonntage
und gesetzliche Feiertage hemmen die Frist gemal3 Satz 1.(2) Nach Einbringung des Antrags auf internationalen Schutz
hat binnen 48 - langstens jedoch nach 72 - Stunden eine Befragung des Asylwerbers durch Organe des &ffentlichen
Sicherheitsdienstes (Paragraph 19, Absatz eins,) zu erfolgen, soweit eine solche Befragung im ausreichenden Umfang
nicht bereits im Rahmen der Vorfiihrung erfolgt ist. Samstage, Sonntage und gesetzliche Feiertage hemmen die Frist
gemal Satz 1.

(3) Nach Durchfihrung der notwendigen Ermittlungen hat die Behérde je nach Stand des Ermittlungsverfahrens

1. dem Asylwerber eine Aufenthaltsberechtigungskarte (8 51) auszufolgen;l. dem Asylwerber eine
Aufenthaltsberechtigungskarte (Paragraph 51,) auszufolgen;

2. seinem Antrag auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten stattzugeben (& 3)2.
seinem Antrag auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten stattzugeben
(Paragraph 3,);

3. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung @ 63 Abs. 2 AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinem Antrag auf
internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten (8 8 Abs. 1) stattzugeben und
bezlglich des Status des Asylberechtigten abzuweisen;3. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung (Paragraph 63,
Absatz 2, AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinem Antrag auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des
Status des subsidiar Schutzberechtigten (Paragraph 8, Absatz eins,) stattzugeben und bezlglich des Status des
Asylberechtigten abzuweisen;

4. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung € 63 Abs. 2 AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinen Antrag auf
internationalen Schutz zurlickzuweisen (88 4, 5 und § 68 Abs. 1 AVG) oder4. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung
(Paragraph 63, Absatz 2, AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinen Antrag auf internationalen Schutz
zurlickzuweisen (Paragraphen 4, 5 und Paragraph 68, Absatz eins, AVG) oder

5. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung @& 63 Abs. 2 AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinen Antrag auf
internationalen Schutz abzuweisen.5. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung (Paragraph 63, Absatz 2, AVG)
mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinen Antrag auf internationalen Schutz abzuweisen.

(4) Bei Mitteilungen nach Abs. 3 Z 3 bis 5 hat die Behdrde den Asylwerber zu einem Rechtsberater zu verweisen. Dem
Asylwerber ist eine Aktenabschrift auszuhdndigen und eine 24 Stunden nicht zu unterschreitende Frist zur
Vorbereitung einzurdumen. Der Asylwerber und der Rechtsberater sind unter einem zu einer Einvernahme zur
Wahrung des Parteiengehdrs nach Verstreichen dieser Frist zu laden. In dieser Frist hat eine Rechtsberatung (88 64, 65)
zu erfolgen; dem Rechtsberater ist unverziglich eine Aktenabschrift, soweit diese nicht von der Akteneinsicht
ausgenommen ist (8 17 Abs. 3 AVG), zuganglich zu machen (8 57 Abs. 1 Z 3). Die Rechtsberatung hat, wenn der
Asylwerber in der Erstaufnahmestelle versorgt wird, in dieser stattzufinden. Wird der Asylwerber angehalten, kann die
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Rechtsberatung auch in den Haftraumen erfolgen.(4) Bei Mitteilungen nach Absatz 3, Ziffer 3 bis 5 hat die Behdrde den
Asylwerber zu einem Rechtsberater zu verweisen. Dem Asylwerber ist eine Aktenabschrift auszuhdndigen und eine 24
Stunden nicht zu unterschreitende Frist zur Vorbereitung einzurdumen. Der Asylwerber und der Rechtsberater sind
unter einem zu einer Einvernahme zur Wahrung des Parteiengehdrs nach Verstreichen dieser Frist zu laden. In dieser
Frist hat eine Rechtsberatung (Paragraphen 64, 65,) zu erfolgen; dem Rechtsberater ist unverzlglich eine
Aktenabschrift, soweit diese nicht von der Akteneinsicht ausgenommen ist (Paragraph 17, Absatz 3, AVG), zuganglich
zu machen (Paragraph 57, Absatz eins, Ziffer 3,). Die Rechtsberatung hat, wenn der Asylwerber in der
Erstaufnahmestelle versorgt wird, in dieser stattzufinden. Wird der Asylwerber angehalten, kann die Rechtsberatung
auch in den Haftraumen erfolgen.

(5) Bei der Einvernahme zur Wahrung des Parteiengehdrs hat der Rechtsberater anwesend zu sein. Zu Beginn dieser
Einvernahme ist dem Asylwerber das bisherige Beweisergebnis vorzuhalten. Der Asylwerber hat die Moglichkeit,

weitere Tatsachen und Beweismittel anzufuhren oder vorzulegen."

Im gegenstandlichen Fall ergeben sich keine Hinweise, dass durch das Bundesasylamt nicht gem. den Bestimmungen
der 88 28 und 29 AsylG vorgegangen ware.Im gegenstandlichen Fall ergeben sich keine Hinweise, dass durch das
Bundesasylamt nicht gem. den Bestimmungen der Paragraphen 28 und 29 AsylG vorgegangen ware.

[1.2.4.3. Die Dublin Il VO ist eine Verordnung des Gemeinschaftsrechts im Anwendungsbereich der 1. Saule der
Europadischen Union (vgl Art. 63 EGV), die Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantrégen von
Drittstaatsangehorigen trifft. Sie gilt also nicht fir mogliche Asylantrage von EU-Blrgern, ebensowenig ist sie auf
Personen anwendbar, denen bereits der Flichtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes,
dass den Drittstaatsangehorigen in einem der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren
zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht
aufgrund des Wunsches des Asylwerbers, sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch
geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.romisch zwei.2.4.3. Die Dublin rémisch zwei VO ist eine Verordnung des
Gemeinschaftsrechts im Anwendungsbereich der 1. Saule der Europdischen Union vergleiche Artikel 63, EGV), die
Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen von Drittstaatsangehorigen trifft. Sie gilt also nicht
far mogliche Asylantrdge von EU-Blrgern, ebensowenig ist sie auf Personen anwendbar, denen bereits der
Fluchtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehorigen in einem
der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein
Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht aufgrund des Wunsches des Asylwerbers,
sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.

Es ist daher zundchst zu Uberprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat nach den hierarchisch aufgebauten (Art. 5 Abs 1
Dublin Il VO) Kriterien der Art. 6-12 bzw 14 und Art. 15 Dublin Il VO zustandig ist oder die Zustandigkeit bei ihm selbst
nach dem Auffangtatbestand des Art. 13 Dublin Il VO (erste Asylantragstellung) liegt und sich so eine Verpflichtung zur
Aufnahme bzw. Wiederaufnahme des BF gem. Art. 16 ff Dublin Il VO eines Partnerstaates ergibt.Es ist daher zunachst
zu Uberprufen, ob ein anderer Mitgliedstaat nach den hierarchisch aufgebauten (Artikel 5, Absatz eins, Dublin rémisch
zwei VO) Kriterien der Artikel 6 -, 12, bzw 14 und Artikel 15, Dublin rémisch zwei VO zustandig ist oder die Zustandigkeit
bei ihm selbst nach dem Auffangtatbestand des Artikel 13, Dublin rémisch zwei VO (erste Asylantragstellung) liegt und
sich so eine Verpflichtung zur Aufnahme bzw. Wiederaufnahme des BF gem. Artikel 16, ff Dublin rdmisch zwei VO eines
Partnerstaates ergibt.

Im vorliegenden Fall ist dem Bundesasylamt zuzustimmen, dass eine Zustandigkeit Italiens gemal Art. 9/4 iVm 18/7
der Dublin 1l VO vorliegt. Eine solche Zustandigkeit wurde von Italien durch Verfristung anerkannt.Im vorliegenden Fall
ist dem Bundesasylamt zuzustimmen, dass eine Zustandigkeit Italiens gemaR Artikel 9 /, 4, in Verbindung mit 18/7 der
Dublin romisch zwei VO vorliegt. Eine solche Zustandigkeit wurde von Italien durch Verfristung anerkannt.

Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen im
gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die
Zustandigkeitserklarung des zustdndigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen
Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte (Filzwieser, Subjektiver
Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin 1l VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migralLex, 1/2007, 22ff; vgl
auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444). Das



Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei. Das Bundesasylamt hat auch in der Begrindung dieses Ersuchens nichts
Wesentliches verschwiegen. Das Bundesasylamt hat auch dargelegt, warum es von der Zustandigkeit des hier zu
prufenden Partnerstaates ausgeht.Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fuhrung der
Konsultationen im gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen
ware und die Zustandigkeitserklarung des zustandigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen
Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben kdénnte (Filzwieser, Subjektiver
Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin rémisch zwei VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migraLex, 1 aus
2007,, 22ff; vergleiche auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwWGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444).
Das Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei. Das Bundesasylamt hat auch in der Begrindung dieses Ersuchens
nichts Wesentliches verschwiegen. Das Bundesasylamt hat auch dargelegt, warum es von der Zustandigkeit des hier zu
prifenden Partnerstaates ausgeht.

Im Lichte des Art. 7 VO 1560/2003 ergibt sich auch keine Verpflichtung seitens der beteiligten Mitgliedstaaten oder
seitens der Regelungen der Dublin Il VO, dass die Uberstellung in einer Weise durchgefiihrt wird, die potentiell
belastenden Zwangscharakter aufweist.Im Lichte des Artikel 7, VO 1560 aus 2003, ergibt sich auch keine Verpflichtung
seitens der beteiligten Mitgliedstaaten oder seitens der Regelungen der Dublin rémisch zwei VO, dass die Uberstellung
in einer Weise durchgefihrt wird, die potentiell belastenden Zwangscharakter aufweist.

Hinweise auf weitere, die Zustandigkeit Italiens ausschlielende Rechtsgrundlagen und Sachverhalte konnten bei
Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen nicht erkannt werden, wobei hier vom entscheidenden Mitglied bei
der Prifung der Rechtmaligkeit des erstinstanzlichen Bescheides auch Art. 15 Dublin I VO mitbertcksichtigt
wurde.Hinweise auf weitere, die Zustandigkeit Italiens ausschlieBende Rechtsgrundlagen und Sachverhalte konnten
bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen nicht erkannt werden, wobei hier vom entscheidenden Mitglied
bei der Prifung der RechtmaRigkeit des erstinstanzlichen Bescheides auch Artikel 15, Dublin rémisch zwei VO
mitberUcksichtigt wurde.

Das Bundesasylamt hat ferner von der Mdglichkeit der Ausiibung des Selbsteintrittsrechts nach Art. 3 Abs 2 Dublin Il
VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher - entsprechend den Ausfihrungen in der Beschwerde - noch zu prifen, ob
von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der
EMRK zwingend Gebrauch zu machen gewesen ware. Dazu vertrat der Verfassungsgerichtshof die Auffassung, dass
Osterreich, um Verletzungen der Art. 3 und 8 MRK zu vermeiden, von seinem Selbsteintrittsrecht Gebrauch machen
musse (VfSlg. 16.122/2001; vgl. weiters VfSlg. 16.160/2001 sowie VfGH 11.6.2001, B 308/00;Das Bundesasylamt hat
ferner von der Mdoglichkeit der Auslbung des Selbsteintrittsrechts nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch zwei VO
keinen Gebrauch gemacht. Es war daher - entsprechend den Ausfiihrungen in der Beschwerde - noch zu prifen, ob
von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der
EMRK zwingend Gebrauch zu machen gewesen ware. Dazu vertrat der Verfassungsgerichtshof die Auffassung, dass
Osterreich, um Verletzungen der Artikel 3 und 8 MRK zu vermeiden, von seinem Selbsteintrittsrecht Gebrauch machen
musse (VfSlg. 16.122 aus 2001,; vergleiche weiters VfSIg. 16.160 aus 2001, sowie VfGH 11.6.2001, B 308/00;

11.6.2001, B 1247/00; 11.6.2001, B 1351/00; 11.6.2001, B 1749/00;

26.11.2001, B 901/01). Dieser Rechtsansicht schloss sich der Verwaltungsgerichtshof an (VwGH 23.1.2003,
2000/01/0498 - verst. Sen. und die folgende stRsp., zuletzt VwGH 31.3.2005,2002/20/0582;

30.6.2005, 2002/20/0276; 24.11.2005,2002/20/0377). Nach Ansicht beider Gerichtshofe des offentlichen Rechts gilt
nichts anderes fur das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin-V (VfGH 15.10.2004, G 237/03 ua.; 17.6.2005, B
336/05; VwWGH 31.5.2005,2005/20/0095), sodass sich die Rechtsprechung zur alten auf die neue Rechtslage Ubertragen
lasst (VwGH 31.5.2005, 2005/20/0095).30.6.2005, 2002/20/0276; 24.11.2005,2002/20/0377). Nach Ansicht beider
Gerichtshofe des offentlichen Rechts gilt nichts anderes fur das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin-V
(VfGH 15.10.2004, G 237/03 ua.; 17.6.2005, B 336/05; VwGH 31.5.2005, 2005/20/0095), sodass sich die Rechtsprechung
zur alten auf die neue Rechtslage Ubertragen lasst (VWGH 31.5.2005, 2005/20/0095).

11.2.4.4. Mogliche Verletzung des Art. 8 EMRKromisch zwei.2.4.4. Mogliche Verletzung des Artikel 8, EMRK

Zum Prufungsumfang des Begriffes des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und
(minderjahrigen) Kindern umfasst, sondern auch zB auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR 14.3.1980, B
8986/80, EUGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ
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1983, 215). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensitat vorliegt. Es kann
namlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen Personen, welche miteinander verwandt
sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Art. 8 EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils
gegebenen Umstanden, von der konkreten Lebenssituation abhangig. Der Begriff des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK
setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; die Beziehungen mussen eine gewisse
Intensitat aufweisen. So ist etwa darauf abzustellen, ob die betreffenden Personen zusammengelebt haben, ein
gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob sie (finanziell) voneinander abhangig sind (vgl. dazu EKMR 6.10.1981, B
9202/80, EUGRZ 1983, 215; EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118;
EKMR 14.3.1980, 8986/80, EuGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europdische Menschenrechtskonvention, EMRK-
Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 8; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schitzt die
Verfassung? 0JZ 1998, 761; vgl. auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1, ebenso
VWGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423, vgl. auch VwGH vom 8.6.2006, Z1.2003/01/0600-14, oder VWGH vom 26.1.2006,
Z1.2002/20/0235-9, wo der VwGH im letztgenannten Erkenntnis feststellte, dass das Familienleben zwischen Eltern und
minderjahrigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der Volljahrigkeit beendet wird, wenn das Kind weiter bei den
Eltern lebt). Im gegenstdndlichen Fall wére anhand der oa. Kriterien hinsichtlich samtlicher in Osterreich aufhéltigen
Familienmitglieder im weiteren Sinne einerseits zu prifen, ob ein Familienverhdltnis im Sinne des Art. 8 EMRK vorliegt
und allenfalls eine Interessensabwagung zwischen den privaten Interessen des BF an einem Verbleib in Osterreich und
den offentlichen Interessen an der Erlassung von aufenthaltsbeendenden MalRnahmen vorzunehmen.Zum
Prifungsumfang des Begriffes des 'Familienlebens' in Artikel 8, EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und
(minderjahrigen) Kindern umfasst, sondern auch zB auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR 14.3.1980, B
8986/80, EUGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ
1983, 215). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensitat vorliegt. Es kann
namlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen Personen, welche miteinander verwandt
sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Artikel 8, EMRK besteht, vielmehr ist dies von den
jeweils gegebenen Umstanden, von der konkreten Lebenssituation abhangig. Der Begriff des 'Familienlebens' in Artikel
8, EMRK setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; die Beziehungen mussen eine
gewisse Intensitat aufweisen. So ist etwa darauf abzustellen, ob die betreffenden Personen zusammengelebt haben,
ein gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob sie (finanziell) voneinander abhangig sind vergleiche dazu EKMR 6.10.1981,
B 9202/80, EUGRZ 1983, 215; EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, EUGRZ 1981, 118;
EKMR 14.3.1980, 8986/80, EUGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europdische Menschenrechtskonvention, EMRK-
Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Artikel 8,; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schitzt die
Verfassung? OJZ 1998, 761; vergleiche auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1,
ebenso VWGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423, vergleiche auch VwGH vom 8.6.2006, ZI.2003/01/0600-14, oder VWGH
vom 26.1.2006, ZI.2002/20/0235-9, wo der VWGH im letztgenannten Erkenntnis feststellte, dass das Familienleben
zwischen Eltern und minderjahrigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der Volljahrigkeit beendet wird, wenn
das Kind weiter bei den Eltern lebt). Im gegenstandlichen Fall ware anhand der oa. Kriterien hinsichtlich samtlicher in
Osterreich aufhéltigen Familienmitglieder im weiteren Sinne einerseits zu priifen, ob ein Familienverhaltnis im Sinne
des Artikel 8, EMRK vorliegt und allenfalls eine Interessensabwagung zwischen den privaten Interessen des BF an
einem Verbleib in Osterreich und den 6ffentlichen Interessen an der Erlassung von aufenthaltsbeendenden
MaBnahmen vorzunehmen.

Ist von einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie lediglich in das Privatleben
der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der
Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR in Cruz Varas).

Der Rechtssprechung des EGMR folgend (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00)
garantiert die Konvention Ausldndern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem bestimmten Staat. Unter
gewissen Umstanden kénnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (z. B.
eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschitzte Privatleben eines Fremden
eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréRten Teil seines Lebens in einem Gastland zugebracht
(wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im
Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Ubersteigen (vgl. dazu
BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg
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10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).Der Rechtssprechung des EGMR folgend vergleiche aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland,
16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert die Konvention Auslandern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem
bestimmten Staat. Unter gewissen Umstanden kénnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet
des Aufenthaltsrechts (z. B. eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschutzte
Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gré3ten Teil seines Lebens in
einem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder
wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat
deutlich Ubersteigen vergleiche dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des
Verfassungsgerichtshofes; vergleiche dazu VfSlg 10.737 aus 1985,; VfSlg 13.660 aus 1993,).

Im Lichte der Rechtsprechung des EGMR zur Ausweisungs- und Abschiebungspraxis der Vertragsstaaten durfte es fur
den Schutzbereich des Anspruches auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8 EMRK hingegen nicht ausschlaggebend
sein, ob der Aufenthalt des Auslanders - im Sinne einer Art "Handreichung des Staates" - zumindest voribergehend
rechtmaRig war (vgl. Ghiban gg. Deutschland, 16.09.2004, 11103/03; Dragan gg. Deutschland, 07.10.2004, Bsw. Nr.
33743/03; SISOJEVA (aa0.)) bzw. inwieweit die Behorden durch ihr Verhalten dazu beigetragen haben, dass der
Aufenthalt des Betreffenden bislang nicht beendet wurde. Der EGMR hat diese Frage zwar noch nicht abschlieRend
entschieden, jedoch in Fallkonstellationen das Recht auf Privatleben erortert, in denen ein legaler Aufenthalt der
Beschwerdefiihrer nicht vorlag. Hat er in der Rechtssache GHIBAN (aa0.) zu einem rumanischen Staatsangehdrigen,
der wegen Staatenlosigkeit nicht abgeschoben werden konnte, die Frage letztlich noch offen gelassen ("Selbst wenn
man davon ausgeht, dass der Aufenthalt des Bf. unter diesen Umstanden eine ausreichende Grundlage fur die
Annahme eines Privatlebens war..."), so nahm er in der bereits mehrfach zitierten Rechtssache Sisojeva (aa0.) einen
Eingriff in das Privatleben an, obwohl die Beschwerdefuhrer in Lettland keinen rechtmaRigen Aufenthalt hatten.Im
Lichte der Rechtsprechung des EGMR zur Ausweisungs- und Abschiebungspraxis der Vertragsstaaten durfte es fur den
Schutzbereich des Anspruches auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8 EMRK hingegen nicht ausschlaggebend
sein, ob der Aufenthalt des Auslanders - im Sinne einer Art "Handreichung des Staates" - zumindest vorubergehend
rechtmaRig war vergleiche Ghiban gg. Deutschland, 16.09.2004, 11103/03; Dragan gg. Deutschland, 07.10.2004, Bsw.
Nr. 33743/03; SISOJEVA (aa0.)) bzw. inwieweit die Behérden durch ihr Verhalten dazu beigetragen haben, dass der
Aufenthalt des Betreffenden bislang nicht beendet wurde. Der EGMR hat diese Frage zwar noch nicht abschliefend
entschieden, jedoch in Fallkonstellationen das Recht auf Privatleben erortert, in denen ein legaler Aufenthalt der
Beschwerdefiihrer nicht vorlag. Hat er in der Rechtssache GHIBAN (aa0.) zu einem rumanischen Staatsangehdrigen,
der wegen Staatenlosigkeit nicht abgeschoben werden konnte, die Frage letztlich noch offen gelassen ("Selbst wenn
man davon ausgeht, dass der Aufenthalt des Bf. unter diesen Umstdnden eine ausreichende Grundlage fir die
Annahme eines Privatlebens war..."), so nahm er in der bereits mehrfach zitierten Rechtssache Sisojeva (aa0.) einen
Eingriff in das Privatleben an, obwohl die Beschwerdefiihrer in Lettland keinen rechtmaRigen Aufenthalt hatten.

Wenn man - wie die aktuelle Judikaturentwicklung des EGMR auch erkennen lasst - dem Aufenthaltsstatus des
Fremden fir die Beurteilung des Vorliegens eines Eingriffes in das durch Artikel 8 EMRK geschiitzte Privatleben keine
Relevanz beimisst, so wird die Frage der RechtmaRigkeit des Aufenthalts jedenfalls im Rahmen der Schrankenprifung
nach Artikel 8 Absatz 2 EMRK Berucksichtigung zu finden haben.

Der BF fiihrte aus, dass er eine Schwester habe, welche in Osterreich lebe. Er wisse jedoch nicht, wo diese genau
wohne. Er habe seit 10 Jahren keinen Kontakt mehr zu ihr gehabt. Sonst habe er keine Angehérigen oder ihm nahe
stehenden Personen in Osterreich.

Es ergaben sich keine Anhaltspunkte dafiir, dass der BF zu seiner Schwester eine qualifizierte Bindung, wie eine
besondere Beziehungsintensitat, etwa Pflege, Unterhalt, sonstige Abhangigkeiten, hat. Auch in Bezug auf andere
Personen ergab sich derartiges nicht, sodass durch die Ausweisung kein Eingriff in das Recht auf Achtung des
Familienlebens gegeben ist.

Da sich jedoch die Schwester des BF in Osterreich aufhilt und dieser sein weiteres Leben offenbar in Osterreich
gestalten mochte, liegt durch die Ausweisung ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privatlebens vor.

Gem. Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behorde in die Austbung des Rechts auf das Privat- und
Familienleben ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, welche
in einer demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die offentliche Ruhe und Ordnung, das



wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen,
zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.Gem.
Artikel 8, Absatz 2, EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behdérde in die Ausibung des Rechts auf das Privat- und
Familienleben ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaBnahme darstellt, welche
in einer demokratischen Gesellschaft fir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das
wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen,
zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Zweifellos handelt es sich sowohl beim Bundesasylamt als auch beim AsylGH um 6ffentliche Behérden im Sinne des
Art. 8 Abs. 2 EMRK und ist der Eingriff in § 8 Abs. 2 AsylG gesetzlich vorgesehen.Zweifellos handelt es sich sowohl beim
Bundesasylamt als auch beim AsylGH um o6ffentliche Behdrden im Sinne des Artikel 8, Absatz 2, EMRK und ist der
Eingriff in Paragraph 8, Absatz 2, AsylG gesetzlich vorgesehen.

Es ist in weiterer Folge zu prifen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privatlebens des Beschwerdefuhrers im
gegenstdndlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und ein in einer demokratischen
Gesellschaft legitimes Ziel, namlich die Aufrechterhaltung der offentlichen Ordnung iSv. Art. 8 (2) EMRK, in
verhaltnismaRiger Wiese verfolgt.Es ist in weiterer Folge zu prifen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung des
Privatlebens des Beschwerdefiihrers im gegenstandlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des Artikel 8, EMRK gedeckt
ist und ein in einer demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, namlich die Aufrechterhaltung der o6ffentlichen
Ordnung iSv. Artikel 8, (2) EMRK, in verhaltnismaRiger Wiese verfolgt.

Bereits vor Inkrafttreten des BGBI 29/2009 entwickelten die Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechts in den Erk. d. VfGH
vom 29.9.2007, Zahl B 1150/07-9 und Erk. d. VWGH vom 17.12.2007, Zahl2006/01/0216 bis 219-6 unter ausdrucklichen
Bezug auf die Judikatur des EGMR nachstehende Richtlinien (in den Medien der vielgenannte "Kriterienkatalog") im
Rahmen der Interessensabwagung gem. Art. 8 Abs. EMRK, welche zu berUcksichtigen sind:Bereits vor Inkrafttreten des
Bundesgesetzblatt 29 aus 2009, entwickelten die Gerichtshéfe des o6ffentlichen Rechts in den Erk. d. VfGH vom
29.9.2007, Zahl B 1150/07-9 und Erk. d. VWGH vom 17.12.2007, Zahl2006/01/0216 bis 219-6 unter ausdrucklichen
Bezug auf die Judikatur des EGMR nachstehende Richtlinien (in den Medien der vielgenannte "Kriterienkatalog") im
Rahmen der Interessensabwagung gem. Artikel 8, Abs. EMRK, welche zu berticksichtigen sind:

e -Strichaufzahlung
Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben gekniipft wird (EGMR 31.1.2006, Fall
Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, OJZ 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562; 16.9.2004, Fall Ghiban,
Appl. 11.103/03, NVwZ 2005, 1046),

e -Strichaufzahlung
das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.5.1985, Fall Abdulaziz ua., Appl. 9214/80, 9473/81,
9474/81, EuGRZ 1985, 567; 20.6.2002, Fall Al-Nashif, Appl. 50.963/99, 0)Z 2003, 344; 22.4.1997, Fall X, Y und Z,
Appl. 21.830/93, ©)Z 1998, 271)das tatséchliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.5.1985, Fall Abdulaziz
ua., Appl. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EUGRZ 1985, 567; 20.6.2002, Fall Al-Nashif, Appl. 50.963/99, OJZ 2003, 344;
22.4.1997, Fall rémisch zehn, Y und Z, Appl. 21.830/93, OJZ 1998, 271)

e -Strichaufzahlung
und dessen Intensitat (EGMR 2.8.2001, Fall Boultif, Appl. 54.273/00),

e Strichaufzahlung
die Schutzwurdigkeit des Privatlebens,

e -Strichaufzahlung
den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der
Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert (vgl. EGMR 4.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98, EUGRZ
2002, 582;den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden,
der Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert vergleiche EGMR 4.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98,
EuGRZ 2002, 582;
9.10.2003, Fall Slivenko, Appl. 48.321/99, EuGRZ 2006, 560;
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16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554; vgl. auch VwGH 5.7.2005,2004/21/0124; 11.10.2005,
2002/21/0124),16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554; vergleiche auch VwGH 5.7.2005,
2004/21/0124; 11.10.2005, 2002/21/0124),

e Strichaufzéhlung
die Bindungen zum Heimatstaat,

e Strichaufzdhlung
die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch

e Strichaufzéhlung
Verstol3e gegen das Einwanderungsrecht und

e Strichaufzéhlung
Erfordernisse der offentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall
Useinov, Appl. 61.292/00) fur maRgeblich erachtet.Erfordernisse der 6ffentlichen Ordnung vergleiche zB EGMR
24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall Useinov, Appl. 61.292/00) fir mafl3geblich erachtet.

Auch

e Strichaufzéhlung
die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwagung in Betracht zu ziehen (EGMR 24.11.1998, Fall
Mitchell, Appl. 40.447/98; 5.9.2000, Fall Solomon, Appl. 44.328/98; 31.1.2006, Fall Rodrigues da Silva und
Hoogkamer, Appl. 50.435/99, 0JZ 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562).

Im Einzelnen ergibt sich aus einer Zusammenschau der in § 10 (2) 2 AsylG genannten Determinanten im Lichte der
soeben zitierten Judikatur im Einzelnen Folgendes:Im Einzelnen ergibt sich aus einer Zusammenschau der in Paragraph

10, (2) 2 AsylG genannten Determinanten im Lichte der soeben zitierten Judikatur im Einzelnen Folgendes:

e Strichaufzahlung

Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt rechtswidrig war:

Der BF befindet sich seit ca. 2 1/2 Monaten in Osterreich. Er reiste rechtswidrig in das Bundesgebiet ein und wird sein
Aufenthalt lediglich durch die Stellung eines unzuldssigen Asylantrages vorubergehend geduldet. Hatte der BF diesen

unzuldssigen Asylantrag nicht gestellt, ware er rechtswidrig im Bundesgebiet aufhaltig.

e Strichaufzahlung

das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens
Der BF verfligt Gber keine familidaren Anknipfungspunkte.

e Strichaufzahlung

Grad der Integration

Der Beschwerdefiihrer ist -in Bezug auf sein Lebensalter- erst einen relativ kurzen Zeitraum in Osterreich aufhéltig.
Seine Schwester lebt in Osterreich. Der BF weilk nicht wo diese wohnhaft ist und hatte seit 10 Jahren keinen Kontakt zu

ihr. Dartber hinaus hat der BF keine qualifizierten Ankntipfungspunkte.

Aufgrund der relativ kurzen Aufenthaltsdauer - kamen weitere schitzenswerte Aspekte des Privatlebens wie
beispielsweise eine bereits erfolgte auRergewdhnliche Integration in Osterreich etwa aufgrund sehr langer
Verfahrensdauer (vgl. VfGH 26.02.2007, ZI 1802, 1803/06-11) nicht hervor. Derartige Umstande sind auch vom
Beschwerdefihrer zu keinem Zeitpunkt behauptet worden.Aufgrund der relativ kurzen Aufenthaltsdauer - kamen
weitere schitzenswerte Aspekte des Privatlebens wie beispielsweise eine bereits erfolgte auRergewdhnliche
Integration in Osterreich etwa aufgrund sehr langer Verfahrensdauer vergleiche VfGH 26.02.2007, ZI 1802, 1803/06-11)
nicht hervor. Derartige Umstande sind auch vom Beschwerdeftihrer zu keinem Zeitpunkt behauptet worden.

e Strichaufzahlung

Bindungen zum Dublinstaat

Der BF lebt bereits seit 1999 in Italien. Er arbeitete dort ca. 5 Jahre in der Bauwirtschaft und ca. 2 Jahre als Kellner.
Weiters verfiigte der BF (iber ein italiensishes Visum und sucht vor der Einreise nach Osterreich um Verlédngerung an.
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e Strichaufzéhlung
strafrechtliche Unbescholtenheit

Der BF ist in Osterreich strafrechtlich unbescholten.

e Strichaufzéhlung
VerstolRe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-. Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts

Der BF reiste rechtswidrig in das Bundesgebiet ein.

e Strichaufzéhlung
die Frage, ob das Privat- und Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltstaates bewusst waren

Dem Beschwerdefilhrer musste bei der Antragstellung klar sein, dass der Aufenthalt in Osterreich im Falle der
Zuruckweisung des Asylantrages nur ein Vorlibergehender ist.

e Strichaufzéhlung

weitere Erwagungen

Eine Uberstellung in den Partnerstaat wiirde den BF nicht zwingen, seine ohnehin nicht wirklichen Ankniipfungspunkte
in Osterreich ganzlich abzubrechen. Er kénnte diese auch telefonisch, brieflich, elektronisch oder ihm Rahmen von
Urlaubsaufenthalten aufrecht erhalten.

Ebenso ist anzufuhren, dass die Dublin Il VO Zustandigkeitsartikeln, welche familiare AnknUpfungspunkte
berucksichtigt, enthdlt. Eine systematische Umgehung dieser Artikel Uber den Wege des Selbsteintrittsrechts wurde
somit dem Grundsatz des effet utile widersprechen.Ebenso ist anzufihren, dass die Dublin rémisch zwei VO
Zustandigkeitsartikeln, welche familidre Anknupfungspunkte bertcksichtigt, enthalt. Eine systematische Umgehung
dieser Artikel Gber den Wege des Selbsteintrittsrechts wiirde somit dem Grundsatz des effet utile widersprechen.

Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten,
insb. in AusUbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen
Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich
mussen insoweit, als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschitztes Recht eingreifen, in einer demokratischen
Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis gerechtfertigt und va. dem verfolgten
legitimen Ziel gegenlber verhaltnismalig sein.Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt,
die offentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, insb. in Austibung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht
und vorbehaltlich ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die
Entscheidungen in diesem Bereich mussen insoweit, als sie in ein durch Artikel 8, (1) EMRK geschuitztes Recht
eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis
gerechtfertigt und va. dem verfolgten legitimen Ziel gegenuber verhaltnismaRig sein.

Nach standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von
Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung (Artikel 8 Abs. 2
EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, ZI.2000/18/0251, uva).Nach standiger Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht
des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung (Artikel 8 Absatz 2, EMRK) ein hoher Stellenwert zu
(VWGH 16.01.2001, ZI. 2000/18/0251, uva).

Der VWGH hat festgestellt, dass beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden nach rechtskraftigem Abschluss des
Asylverfahrens bzw. ein langer dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige Gefahrdung der 6ffentlichen Ordnung im
Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen darstellen wirde, was eine Ausweisung als dringend geboten erscheinen
lasst (VwGH 31.10.2002, ZI. 2002/18/0190).

Ebenso wird durch die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das nur fur die Dauer des
Asylverfahrens erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche Malinahmen nach (negativer) Beendigung des
Asylverfahrens vorhersehbar erscheinen lasst, die Interessensabwagung anders als in jenen Fallen, in welchen der
Fremde aufgrund eines nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels aufenthaltsberechtigt war, zu
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Lasten des (abgelehnten) Asylsuchenden beeinflusst (vgl. Fel3l/Holzschuster, AsylG 2005, Seite 348).Ebenso wird durch
die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das nur fir die Dauer des Asylverfahrens
erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche MalRnahmen nach (negativer) Beendigung des Asylverfahrens
vorhersehbar erscheinen lasst, die Interessensabwagung anders als in jenen Fallen, in welchen der Fremde aufgrund
eines nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels aufenthaltsberechtigt war, zu Lasten des
(abgelehnten) Asylsuchenden beeinflusst vergleiche Fel3l/Holzschuster, AsylG 2005, Seite 348).

Es ist nach der Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes flr die Notwendigkeit einer Ausweisung von Relevanz,
ob der Fremde seinen Aufenthalt vom Inland her legalisieren kann. Ist das nicht der Fall, kénnte sich der Fremde bei
der Abstandnahme von der Ausweisung unter Umgehung der aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen den tatsachlichen
(illegalen) Aufenthalt im Bundesgebiet auf Dauer verschaffen, was dem 6ffentlichen Interesse an der Aufrechterhaltung
eines geordneten Fremdenrechts zuwiderlaufen wirde.

Gem. Art 8 Abs 2 EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privatund/oder Familienleben zulassig, wenn dies zur
Erreichung der in Abs 2 leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die
Aufrechterhaltung der o&ffentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwWGH auch die geschriebene
Rechtsordnung zu subsumieren ist. Die fir den Aufenthalt von Fremden maRgeblichen Vorschriften finden sich -
abgesehen von den spezifischen Regelungen des AsylG- seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG.Gem. Artikel 8, Absatz
2, EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privatund/oder Familienleben zuldssig, wenn dies zur Erreichung der in
Absatz 2, leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die Aufrechterhaltung
der offentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwGH auch die geschriebene Rechtsordnung zu
subsumieren ist. Die fur den Aufenthalt von Fremden maRgeblichen Vorschriften finden sich -abgesehen von den
spezifischen Regelungen des AsylG- seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG.

Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist fur die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese Wertung des
Gesetzgebers geht auch aus dem Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemaf3 den nun geltenden
fremdenrechtlichen Bestimmungen fur den Beschwerdeflhrer grundsatzlich nicht mehr moglich seinen Aufenthalt
vom Inland her auf Antrag zu legalisieren, da eine Erstantragsstellung fiir solche Fremde nur vom Ausland aus mdoglich
ist. Wie aus dem 2. Hauptstiick des NAG ersichtlich ist, sind auch Fremde, die Familienangehérige von in Osterreich
dauernd wohnhaften dsterreichischen Staatsburgern sind, davon nicht ausgenommen. Im gegenstandlichen Fall ist bei
BerUcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt ersichtlich, welcher die Annahme rechtfertigen
wlrde, dass dem Beschwerdefihrer gem. § 21 (2) und (3) NAG die Legalisierung seines Aufenthaltes vom Inland aus
offen steht, sodass ihn mit rechtskraftigen Abschluss des Asylverfahrens eine unbedingte Ausreiseverpflichtung trifft,
zu deren Durchsetzung es einer der Ausweisung des Fremden bedarf.Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist fir
die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese Wertung des Gesetzgebers geht auch aus dem
Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemaR den nun geltenden fremdenrechtlichen Bestimmungen
fir den Beschwerdefihrer grundsatzlich nicht mehr moglich seinen Aufenthalt vom Inland her auf Antrag zu
legalisieren, da eine Erstantragsstellung fir solche Fremde nur vom Ausland aus mdglich ist. Wie aus dem 2.
Hauptstick des NAG ersichtlich ist, sind auch Fremde, die Familienangehérige von in Osterreich dauernd wohnhaften
Osterreichischen Staatsbirgern sind, davon nicht ausgenommen. Im gegenstandlichen Fall ist bei Berlcksichtigung
samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt ersichtlich, welcher die Annahme rechtfertigen wirde, dass dem
Beschwerdefihrer gem. Paragraph 21, (2) und (3) NAG die Legalisierung seines Aufenthaltes vom Inland aus offen
steht, sodass ihn mit rechtskraftigen Abschluss des Asylverfahrens eine unbedingte Ausreiseverpflichtung trifft, zu
deren Durchsetzung es einer der Ausweisung des Fremden bedarf.

Bei rechtskraftigem Abschluss des Asylverfahrens ist der Beschwerdefiihrer somit nicht rechtmaRig im Bundesgebiet
aufhaltig. Es bleibt ihm aber trotz Ausweisung unbenommen -wie anderen Fremden auch- danach vom Ausland aus
einen Aufenthaltstitel zu beantragen und bei Erfillung der gesetzlichen Voraussetzungen so auf legale Art und Weise
einzureisen bzw. hier zu leben.

Der Ausspruch einer Ausweisung bedeutet mit deren Durchsetzbarkeit fiir den Fremden die Verpflichtung Osterreich
unverzlglich zu verlassen. Nur im Falle der Verhangung einer Ausweisung kann die Sicherheitsbehdrde diese, im
Interesse eines geordneten Fremdenwesens notwendige, Ausreiseverpflichtung erforderlichenfalls -dh. mangels
Freiwilligkeit des Fremden- auch durch eine behordliche Malinahme durchsetzen.



Zur Gewichtung der offentlichen Interessen sei erganzend das Erkenntnis des VfGH 17. 3. 2005, G 78/04 ua erwahnt, in
dem dieser erkennt, dass auch das Gewicht der 6ffentlichen Interessen im Verhaltnis zu den Interessen des Fremden
bei der Ausweisung von Fremden, die sich etwa jahrelang legal in Osterreich aufgehalten haben, und Asylwerbern, die
an sich uber keinen Aufenthaltstitel verfigen und denen bloR wahrend des Verfahrens Abschiebeschutz zukommt,
unterschiedlich zu beurteilen sind.

Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten,
insb. in AusUbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen
Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich
mussen insoweit, als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschitztes Recht eingreifen, in einer demokratischen
Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis gerechtfertigt und va. dem verfolgten
legitimen Ziel gegenlber verhaltnismalig sein.Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt,
die offentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, insb. in Austibung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht
und vorbehaltlich ihrer vertraglichen Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die
Entscheidungen in diesem Bereich mussen insoweit, als sie in ein durch Artikel 8, (1) EMRK geschuitztes Recht
eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedurfnis
gerechtfertigt und va. dem verfolgten legitimen Ziel gegentber verhaltnismaRig sein.

Der Rechtssprechung des EGMR folgend (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00)
garantiert die Konvention Ausldndern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem bestimmten Staat. Unter
gewissen Umstanden kdnnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (z. B.
eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschutzte Privatleben eines Fremden
eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gré3ten Teil seines Lebens in einem Gastland zugebracht
(wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im
Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Ubersteigen (vgl. dazu
BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg
10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).Der Rechtssprechung des EGMR folgend vergleiche aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland,
16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert die Konvention Auslandern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem
bestimmten Staat. Unter gewissen Umstdnden kdénnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet
des Aufenthaltsrechts (z. B. eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschitzte
Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréRten Teil seines Lebens in
einem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder
wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat
deutlich Ubersteigen vergleiche dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des
Verfassungsgerichtshofes; vergleiche dazu VfSlg 10.737 aus 1985,; VfSlg 13.660 aus 1993,).

Im Lichte der Rechtsprechung des EGMR zur Ausweisungs- und Abschiebungspraxis der Vertragsstaaten duirfte es fur
den Schutzbereich des Anspruches auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8 EMRK hingegen nicht ausschlaggebend
sein, ob der Aufenthalt des Auslanders - im Sinne einer Art "Handreichung des Staates" - zumindest voribergehend
rechtmaRig war (vgl. Ghiban gg. Deutschland, 16.09.2004, 11103/03; Dragan gg. Deutschland, 07.10.2004, Bsw. Nr.
33743/03; SISOJEVA (aa0.)) bzw. inwieweit die Behdérden durch ihr Verhalten dazu beigetragen haben, dass der
Aufenthalt des Betreffenden bislang nicht beendet wurde. Der EGMR hat diese Frage zwar noch nicht abschlie3end
entschieden, jedoch in Fallkonstellationen das Recht auf Privatleben erértert, in denen ein legaler Aufenthalt der
Beschwerdefiihrer nicht vorlag. Hat er in der Rechtssache GHIBAN (aa0.) zu einem rumanischen Staatsangehdrigen,
der wegen Staatenlosigkeit nicht abgeschoben werden konnte, die Frage letztlich noch offen gelassen ("Selbst wenn
man davon ausgeht, dass der Aufenthalt des Bf. unter diesen Umstdnden eine ausreichende Grundlage fir die
Annahme eines Privatlebens war..."), so nahm er in der bereits mehrfach zitierten Rechtssache Sisojeva (aa0.) einen
Eingriff in das Privatleben an, obwohl die Beschwerdeflhrer in Lettland keinen rechtmaRigen Aufenthalt hatten.Im
Lichte der Rechtsprechung des EGMR zur Ausweisungs- und Abschiebungspraxis der Vertragsstaaten durfte es fur den
Schutzbereich des Anspruches auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8 EMRK hingegen nicht ausschlaggebend
sein, ob der Aufenthalt des Auslanders - im Sinne einer Art "Handreichung des Staates" - zumindest voribergehend
rechtmaRig war vergleiche Ghiban gg. Deutschland, 16.09.2004, 11103/03; Dragan gg. Deutschland, 07.10.2004, Bsw.
Nr. 33743/03; SISOJEVA (aa0.)) bzw. inwieweit die Behdrden durch ihr Verhalten dazu beigetragen haben, dass der



Aufenthalt des Betreffenden bislang nicht beendet wurde. Der EGMR hat diese Frage zwar noch nicht abschlieRend
entschieden, jedoch in Fallkonstellationen das Recht auf Privatleben erértert, in denen ein legaler Aufenthalt der
Beschwerdefiihrer nicht vorlag. Hat er in der Rechtssache GHIBAN (aa0O.) zu einem rumanischen Staatsangehdrigen,
der wegen Staatenlosigkeit nicht abgeschoben werden konnte, die Frage letztlich noch offen gelassen ("Selbst wenn
man davon ausgeht, dass der Aufenthalt des Bf. unter diesen Umstanden eine ausreichende Grundlage fur die
Annahme eines Privatlebens war..."), so nahm er in der bereits mehrfach zitierten Rechtssache Sisojeva (aaO.) einen
Eingriff in das Privatleben an, obwohl die Beschwerdefuhrer in Lettland keinen rechtmaRigen Aufenthalt hatten.

Wenn man - wie die aktuelle Judikaturentwicklung des EGMR auch erkennen ldsst - dem Aufenthaltsstatus des
Fremden fir die Beurteilung des Vorliegens eines Eingriffes in das durch Artikel 8 EMRK geschutzte Privatieben keine
Relevanz beimisst, so wird die Frage der RechtmaRigkeit des Aufenthalts jedenfalls im Rahmen der Schrankenprifung
nach Artikel 8 Absatz 2 EMRK Berucksichtigung zu finden haben.

In seinem jungsten Erkenntnis Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Janner 2006, Zahl
50435/99 filhrte der EGMR unter Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dass es ua. eine wichtige Uberlegung darstellt, ob
das Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der
Aufenthaltsstatus eines Familienmitgliedes derart war, dass der Forbestand des Familienlebens im Gastland vom
vornherein unsicher war. Er stellte auch fest, dass die Ausweisung eines auslandischen Familienmitgliedes in solchen
Fallen nur unter ganz speziellen Umstanden eine Verletzung von Art. 8 EMRK bewirkt.In seinem jingsten Erkenntnis
Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Janner 2006, Zahl 50435/99 fuhrte der EGMR unter
Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dass es ua. eine wichtige Uberlegung darstellt, ob das Familienleben zu einem
Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der Aufenthaltsstatus eines
Familienmitgliedes derart war, dass der Forbestand des Familienlebens im Gastland vom vornherein unsicher war. Er
stellte auch fest, dass die Ausweisung eines auslandischen Familienmitgliedes in solchen Fallen nur unter ganz
speziellen Umstanden eine Verletzung von Artikel 8, EMRK bewirkt.

Der GH fuhrte weiters -wiederum auf seine Vorjudikatur verweisendaus, dass Personen, welche die Behdrden eines
Vertragsstaates ohne die geltenden Rechtsvorschriften zu erfillen, als fait accompli mit ihrem Aufenthalt
konfrontieren, grundsatzlich keinerlei Berechtigung haben, mit der Ausstellung eines Aufenthaltstitels zu rechnen. Im
geschilderten Fall wurde letztlich dennoch eine Entscheidung zu Gunsten der BF getroffen, weil es BF 1 grundsatzlich
moglich gewesen ware, ihren Aufenthalt vom Inland aus zu legalisieren, weil sie mit dem Vater von BF2 , einem
Staatsburger der Niederlande vom Juni 1994 bis Janner 1997 eine dauerhafte Beziehung fuhrte. Es war daher der Fall
BF 1 trotz ihres vorwerfbaren sorglosen Umganges mit den niederldndischen Einreisebestimmungen von jenen Fallen
zu unterscheiden, in denen der EGMR befand, dass die betroffenen Personen zu keinem Zeitpunkt verniinftiger Weise
erwarten konnten, ihr Familienleben im Gastland weiterzufiihren. Ebenso wurde in diesem Fall der Umstand des
besonderen Verhaltnisses zwischen dem Kleinkind und der Mutter besonders gewUlrdigt.

Weiters wird hier auf das jungste Urteil des EGMR Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte Konigreich,
Nr. 21878/06 verwiesen, wo dieser folgende Kernaussagen traf:

Im gegenstandlichen Fall erachtete es der EGMR nicht erforderlich, sich mit der von der BF vorgetragenen Frage
auseinanderzusetzen, ob durch das Studium der Beschwerdefthrerin im UK, ihr Engagement in der Kirche sowie ihre
Beziehung unbekannter Dauer zu einem Mann wahrend ihres fast 10-jahrigen Aufenthalts ein Privatleben iS von Art. 8
EMRK entstanden ist.Im gegenstandlichen Fall erachtete es der EGMR nicht erforderlich, sich mit der von der BF
vorgetragenen Frage auseinanderzusetzen, ob durch das Studium der Beschwerdefiihrerin im UK, ihr Engagement in
der Kirche sowie ihre Beziehung unbekannter Dauer zu einem Mann wahrend ihres fast 10-jahrigen Aufenthalts ein
Privatleben iS von Artikel 8, EMRK entstanden ist.

Dies wird damit begriindet, dass im vorliegenden Fall auch das Bestehen eines Privatlebens ohne Bedeutung fiir die
Zulassigkeit der Abschiebung ware, da einerseits die beabsichtigte Abschiebung im Einklang mit dem Gesetz steht und
das legitime Ziel der Aufrechterhaltung und Durchsetzung einer kontrollierten Zuwanderung verfolgt; und andererseits
jegliches zwischenzeitlich etabliertes Privatleben im Rahmen einer Interessenabwagung gegen das legitime 6ffentliche
Interesse an einer effektiven Einwanderungskontrolle nicht dazu fuhren konnte, dass ihre Abschiebung als
unverhaltnismaliger Eingriff zu werten ware.

Die zustandige Kammer merkt dazu an, dass es sich hier im Gegensatz zum Fall UNER gg. Niederlande (EGMR Urteil



vom 05.07.2005, Nr. 46410/99) bei der Beschwerdefihrerin um keinen niedergelassenen Zuwanderer handelt,
sondern ihr niemals ein Aufenthaltsrecht erteilt wurde und ihr Aufenthalt im UK daher wahrend der gesamten Dauer
ihres Asylverfahrens und ihrer humanitaren Antrége unsicher war.

Ihre Abschiebung in Folge der Abweisung dieser Antrage wird auch durch eine behauptete Verzégerung der Behdrden
bei der Entscheidung Uber diese Antrage nicht unverhaltnis-maRig.

Die Feststellung, wonach der BF strafrechtlich unbescholten sei, stellt laut Judikatur weder eine Starkung der
persoénlichen Interessen noch eine Schwachung der 6ffentlichen Interessen dar (VWGH 21.1.1999, Zahl 98/18/0420).
Der VwGH geht wohl davon aus, dass es von einem Fremden, welcher sich im Bundesgebiet aufhalt als
selbstverstandlich anzunehmen ist, dass er die geltenden Rechtsvorschriften einhdlt. Zu Lasten des BF ins Gewicht
fallen jedoch sehr wohl rechtskraftige Verurteilungen durch ein inlandisches Gericht (vgl. Erk. d. VWGH vom 27.2.2007,
2006/21/0164, mwN, wo dieser zum wiederholten Male klarstellt, dass das vorliegen einer rechtskraftigen Verurteilung
den offentlichen Interessen im Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK eine besondere Gewichtung zukommen lasst).Die
Feststellung, wonach der BF strafrechtlich unbescholten sei, stellt laut Judikatur weder eine Starkung der personlichen
Interessen noch eine Schwachung der &ffentlichen Interessen dar (VWGH 21.1.1999, Zahl 98/18/0420). Der VwWGH geht
wohl davon aus, dass es von einem Fremden, welcher sich im Bundesgebiet aufhalt als selbstverstandlich anzunehmen
ist, dass er die geltenden Rechtsvorschriften einhalt. Zu Lasten des BF ins Gewicht fallen jedoch sehr wohl
rechtskraftige Verurteilungen durch ein inlandisches Gericht vergleiche Erk. d. VWGH vom 27.2.2007, 2006/21/0164,
mwN, wo dieser zum wiederholten Male klarstellt, dass das vorliegen einer rechtskraftigen Verurteilung den
offentlichen Interessen im Sinne des Artikel 8, Absatz 2, EMRK eine besondere Gewichtung zukommen Iasst).

Letztlich ist festzustellen, dass sich insbesondere aus der Art und bezogen auf das Lebensalter des BF der relativ
kurzen Dauer des bisherigen Aufenthaltes, welcher nur durch die rechtswidrige Einreise geschaffen und durch die
schon von Anfang an unbegrindete Stellung eines Asylantrages vorUbergehend geduldet werden konnte, aus der
Frage der Beantwortung des tatsachlichen Bestehens eines Familienlebens, der fehlenden Schutzwirdigkeit des
Privatlebens, den festgestellten Grad der Integration, der festgestellten nach wie vor noch als gegeben
anzunehmenden Bindungen an den Herkunftsstaat, der VerstoRRe gegen die 6ffentliche Ordnung, des Umstandes, dass
das Privat- und Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, als sich der BF seines ungewissen Aufenthaltsstatus
bewusst war im Rahmen einer Gesamtschau nicht festgestellt werden kann, dass eine Gegenuberstellung der vom
Beschwerdefiihrer in seinem Herkunftsstaat vorzufindenden Verhaltnissen mit jenen in Osterreich im Rahmen einer
Interessensabwagung zu einem Uberwiegen der privaten Interessen des Beschwerdefiihrers am Verbleib in Osterreich
gegenUber den 6ffentlichen Interessen an einem Verlassen des Bundesgebietes fihren wirde.

Wiirde sich ein Fremder nunmehr generell in einer solchen Situation wie der Beschwerdefiihrer erfolgreich auf sein
Privat- und Familienleben berufen kdnnen, so wirde dies dem Ziel eines geordneten Fremdenwesens und dem
geordneten Zuzug von Fremden zuwiderlaufen.

Kénnte sich ein Fremder nunmehr in einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und Familienleben berufen,
wlrde dies dartber hinaus dazu fuhren, dass Fremde, welche die unzuldssige bzw. rechtsmissbrauchliche
Asylantragstellung allenfalls in Verbindung mit einer illegalen Einreise in das 6sterreichische Bundesgebiet in Kenntnis
der Unbegrindetheit bzw. Rechtsmissbrauchlichkeit des Antrag unterlassen, letztlich schlechter gestellt waren, als
Fremde, welche genau zu diesen Mitteln greifen um sich ohne jeden sonstigen Rechtsgrund den Aufenthalt in
Osterreich legalisieren, was in letzter Konsequenz zu einer verfassungswidrigen unsachlichen Differenzierung der
Fremden untereinander fihren wirde (vgl. hierzu auch das Estoppel-Prinzip).Kénnte sich ein Fremder nunmehr in
einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und Familienleben berufen, wirde dies dartiber hinaus dazu fuhren,
dass Fremde, welche die unzulassige bzw. rechtsmissbrauchliche Asylantragstellung allenfalls in Verbindung mit einer
illegalen Einreise in das dsterreichische Bundesgebiet in Kenntnis der Unbegriindetheit bzw. Rechtsmissbrauchlichkeit
des Antrag unterlassen, letztlich schlechter gestellt waren, als Fremde, welche genau zu diesen Mitteln greifen um sich
ohne jeden sonstigen Rechtsgrund den Aufenthalt in Osterreich legalisieren, was in letzter Konsequenz zu einer
verfassungswidrigen unsachlichen Differenzierung der Fremden untereinander fuhren wirde vergleiche hierzu auch
das Estoppel-Prinzip).

Aus den o.a. Erwagungen geht somit hervor, dass der Eingriff in die durch Art. 8 (1) EMRK geschuitzten Rechte des
Beschwerdefiihrers zulassig ist, weil im Rahmen einer Interessensabwagung gem. Abs. 2 leg. cit. festzustellen ist, dass
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das das offentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung im Sinne eines geordneten Vollzugs
des Fremdenwesens, ebenso wie die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung, sowie der
Rechtsgrundsatz des effet utile deutlich den Interessen des Beschwerdefiihrers an einem Verbleib im Bundesgebiet
Uberwiegen und dieser Eingriff zur Erreichung der genannten Ziele notwendig und daruber hinaus verhaltnismaRig
ist.Aus den o.a. Erwdgungen geht somit hervor, dass der Eingriff in die durch Artikel 8, (1) EMRK geschutzten Rechte
des Beschwerdefiihrers zuldssig ist, weil im Rahmen einer Interessensabwagung gem. Absatz 2, leg. cit. festzustellen
ist, dass das das oOffentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung im Sinne eines geordneten
Vollzugs des Fremdenwesens, ebenso wie die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung, sowie
der Rechtsgrundsatz des effet utile deutlich den Interessen des Beschwerdefiihrers an einem Verbleib im
Bundesgebiet Uberwiegen und dieser Eingriff zur Erreichung der genannten Ziele notwendig und dartber hinaus
verhaltnismaRig ist.

11.2.4.5. Prufung der Sicherheit von Italien, mégliche Verletzung von Art. 3 EMRK6misch zwei.2.4.5. Prifung der
Sicherheit von Italien, mégliche Verletzung von Artikel 3, EMRK

Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende
normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin Il VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso
ausgefiihrt, dass eine Nachpriifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall
gemeinschaftsrechtlich zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin Il VO zwingend
geboten sei (vgl. hierzu jingst auch Erk. d. VWGH vom 23.1.2007, 2006/01/0949).Der VfGH hat mit Erkenntnis vom
17.06.2005, ZI. B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprtfen, ob
ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende normative Vergewisserung durch die
Verabschiedung der Dublin rémisch zwei VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso ausgefiihrt, dass eine
Nachpriifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall gemeinschaftsrechtlich zul3ssig und
bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch zwei VO zwingend geboten sei
vergleiche hierzu jingst auch Erk. d. VwGH vom 23.1.2007, 2006/01/0949).

Die Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung
des EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloRBe Médglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, genligt nicht, um die
Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder
sonstige amtswegig zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in
Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur
Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefahrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener
Umstande, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefdahrdung im Fall seiner Abschiebung als
wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH 26.11.1999, ZI 96/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vgl. auch VwGH
16.07.2003, ZI.2003/01/0059). MaRgeblich ist, ob aufgrund eines solchen Vorbringens eine individuelle
Gefahrenprognose zu treffen ist, wonach der Asylwerber in dem nach der Dublin Il VO zustandigen Mitgliedstaat im
Fall der Berechtigung seines Schutzbegehrens, also der Glaubhaftmachung des von ihm behaupteten
Bedrohungsbildes der realen Gefahr einer unzulassigen Kettenabschiebung in den Herkunftsstaat ausgesetzt ware.Die
Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprufung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung des
EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloR3e Moglichkeit einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden
Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die Abschiebung des
Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder sonstige amtswegig
zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedstaaten der EU in Bezug
auf Artikel 3, EMRK vorliegen (VwGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten
Bedrohung oder Gefahrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener Umstande, die gerade in seinem Fall
eine solche Bedrohung oder Gefahrdung im Fall seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VwGH
26.11.1999, Z196/21/0499, VwWGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vergleiche auch VwWGH 16.07.2003, Z1.2003/01/0059).
Mal3geblich ist, ob aufgrund eines solchen Vorbringens eine individuelle Gefahrenprognose zu treffen ist, wonach der
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Asylwerber in dem nach der Dublin rémisch zwei VO zustandigen Mitgliedstaat im Fall der Berechtigung seines
Schutzbegehrens, also der Glaubhaftmachung des von ihm behaupteten Bedrohungsbildes der realen Gefahr einer
unzulassigen Kettenabschiebung in den Herkunftsstaat ausgesetzt ware.

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl VwWGH 17.02.1998, Z196/18/0379;
EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allfillige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Art. 13 EMRK sind fur sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde (Art. 16 Abs 1 lit. e Dublin Il VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklarung des anderen Mitgliedstaates hat in die
Abwagung einzuflieBen (VWGH 31.03.2005, ZI.2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025)Die Vorlage
allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht vergleiche VWGH 17.02.1998, ZI. 96/18/0379; EGMR
Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allfillige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Artikel 13, EMRK sind fir sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde (Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin romisch zwei VO). Eine ausdrckliche Ubernahmeerklérung des anderen
Mitgliedstaates hat in die Abwagung einzuflieBen (VwGH 31.03.2005, ZI.2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, ZI.
2005/20/0025).

Weiterhin hatte das erkennende Gericht folgende Umsténde zu bericksichtigen:

Bei entsprechender Haufung von Fallen, in denen in Folge Auslbung des Selbsteintrittsrechts die
gemeinschaftsrechtliche Zustandigkeit nicht effektuiert werden kann, kann eine Gefdhrdung des "effet utile"
Grundsatzes des Gemeinschaftsrechts entstehen.

Zur effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechts sind alle staatlichen Organe kraft Gemeinschaftsrechts
verpflichtet.

Der Verordnungsgeber der Dublin Il VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher"
ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
Menschenrechtsverletzungen bewirken kdnnte (vgl insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Prdambel der Dublin 1l
VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fir solche Falle getroffen hat.Der
Verordnungsgeber der Dublin rémisch zwei VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als
"sicher" ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen
Risken von Menschenrechtsverletzungen bewirken kdnnte vergleiche insbesondere den 2. Erwdgungsgrund der
Praambel der Dublin rémisch zwei VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fir
solche Falle getroffen hat.

Die allfallige Rechtswidrigkeit von Gemeinschaftsrecht kann nur von den zustandigen gemeinschaftsrechtlichen
Organen, nicht aber von Organen der Mitgliedstaaten rechtsgultig festgestellt werden. Der EGMR hat festgestellt, dass
der Rechtsschutz des Gemeinschaftsrechts regelmaRig den Anforderungen der EMRK entspricht (Bosphorus Airlines v
Irland, Rs 45036/98).

Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Malle substantiierten Vorbringens und des Vorliegens
besonderer vom Antragsteller bescheinigter aulRergewdhnlicher Umstande, um die grundsatzliche europarechtlich
gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im
individuellen Fall erschiittern zu kénnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefiihrte
gesetzliche Klarstellung des 8§ 5 Abs 3 AsylG, die Elemente einer Beweislastumkehr enthdlt. Eine Rechtsprechung, die in
Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch hohere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in bezug auf
Drittstaaten ware jedenfalls rechtswidrig.Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Mal3e substantiierten
Vorbringens und des Vorliegens besonderer vom Antragsteller bescheinigter auBergewdhnlicher Umstande, um die
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grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als
einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall erschuttern zu kdnnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die
durch das AsylG 2005 eingeflhrte gesetzliche Klarstellung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG, die Elemente einer
Beweislastumkehr enthalt. Eine Rechtsprechung, die in Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch hohere
Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in bezug auf Drittstaaten ware jedenfalls rechtswidrig.

Im Erk. vom 23.1.2007,2006/01/0949 fuhrte der VwGH, auf welches dieser auch im Erk. vom 12.12.2007, ZI
2006/19/1022 verweist, konkret aus:

"...Zum anderen ging es dem Gesetzgeber darum, mit8 5 Abs. 3 AsylG 2005 eine "Beweisregel" zu schaffen, die es - im
Hinblick auf die vom Rat der Europaischen Union vorgenommene normativeVergewisserung - grundsatzlich nicht
notwendig macht, die Sicherheit des Asylwerbers vor "Verfolgung" in dem nach der Dublin- Verordnung zustandigen
Mitgliedstaat (insbesondere gemeint im Sinne der Achtung der Grundsatze des Non-Refoulements durch diesen Staat)
von Amts wegen in Zweifel zu ziehen. Die damit aufgestellte Sicherheitsvermutung ist jedoch widerlegt, wenn
besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder bei der Behorde
offenkundig sind, die fur die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung in diesem Mitgliedstaat
sprechen."..Zum anderen ging es dem Gesetzgeber darum, mit Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 eine "Beweisregel"
zu schaffen, die es - im Hinblick auf die vom Rat der Europaischen Union vorgenommene normativeVergewisserung -
grundsatzlich nicht notwendig macht, die Sicherheit des Asylwerbers vor "Verfolgung" in dem nach der Dublin-
Verordnung zustandigen Mitgliedstaat (insbesondere gemeint im Sinne der Achtung der Grundsatze des Non-
Refoulements durch diesen Staat) von Amts wegen in Zweifel zu ziehen. Die damit aufgestellte Sicherheitsvermutung
ist jedoch widerlegt, wenn besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht
werden oder bei der Behdrde offenkundig sind, die fiir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung in
diesem Mitgliedstaat sprechen.

Die Wendung "in der Person des Asylwerbers gelegene besondere Grinde" gleicht schon ihrem Wortlaut nach deng 4
Abs. 2 AsylG ("Sofern nicht besondere, in der Person des Asylwerbers gelegene Umstande ausnahmsweise fur eine
gegenteilige Annahme sprechen, ist Drittstaatssicherheit in Liechtenstein und der Schweiz jedenfalls gegeben."). Zu
dieser letztgenannten Bestimmung hat der Verfassungsgerichtshof in dem Erkenntnis vom 15. Oktober 2004, G 237/03
u.a. (Punkt I11.1.6.1 der Entscheidungsgriinde), ausgefuhrt, die Regelung durfe nicht eng ausgelegt werden und erfasse
alle Umstande, die sich auf die besondere Situation des einzelnen Asylwerbers auswirken, daher auch solche, die
durch die Anderung der Rechtslage oder der Behérdenpraxis bewirkt werden.Die Wendung "in der Person des
Asylwerbers gelegene besondere Grinde" gleicht schon ihrem Wortlaut nach dem Paragraph 4, Absatz 2, AsylG
("Sofern nicht besondere, in der Person des Asylwerbers gelegene Umstdnde ausnahmsweise fUr eine gegenteilige
Annahme sprechen, ist Drittstaatssicherheit in Liechtenstein und der Schweiz jedenfalls gegeben."). Zu dieser
letztgenannten Bestimmung hat der Verfassungsgerichtshof in dem Erkenntnis vom 15. Oktober 2004, G 237/03 u.a.
(Punkt romisch drei.1.6.1 der Entscheidungsgriinde), ausgefihrt, die Regelung dlrfe nicht eng ausgelegt werden und
erfasse alle Umstande, die sich auf die besondere Situation des einzelnen Asylwerbers auswirken, daher auch solche,
die durch die Anderung der Rechtslage oder der Behérdenpraxis bewirkt werden.

Der Verwaltungsgerichtshof geht - mangels gegenteiliger Anhaltspunkte in den Materialien zum AsylG 2005 - davon
aus, dass diese Auslegung auch fur & 5 Abs. 3 AsylG 2005 malgeblich ist.Der Verwaltungsgerichtshof geht - mangels
gegenteiliger Anhaltspunkte in den Materialien zum AsylG 2005 - davon aus, dass diese Auslegung auch fur Paragraph
5, Absatz 3, AsylG 2005 maf3geblich ist.

Was die Frage der "Beweislast" anbelangt, so ist vorweg klarzustellen, dass bei Vorliegen "offenkundiger" Griinde (zum
Begriff der "Offenkundigkeit" vgl.§ 45 Abs. 1 AVG und die dazu ergangene Judikatur, beispielsweise zitiert in
Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 12 (1998), E 27 zu§ 45 AVG) eine Mitwirkung des Asylwerbers zur
Widerlegung der in 8 5 Abs. 3 AsylG 2005 implizit aufgestellten Vermutung nicht erforderlich istWas die Frage der
"Beweislast" anbelangt, so ist vorweg klarzustellen, dass bei Vorliegen "offenkundiger" Griinde (zum Begriff der
"Offenkundigkeit" vergleiche Paragraph 45, Absatz eins, AVG und die dazu ergangene Judikatur, beispielsweise zitiert
in Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 12 (1998), E 27 zu Paragraph 45, AVG) eine Mitwirkung des
Asylwerbers zur Widerlegung der in Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 implizit aufgestellten Vermutung nicht
erforderlich ist.
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Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fir die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es
erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den
zustandigen Mitgliedstaat gerade fir ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer
Verletzung von Art. 3 EMRK, nach sich ziehen kénnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt, dass der behauptete
Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist. Es versteht sich von selbst, dass bei der Beurteilung, ob die geforderte
"Glaubhaftmachung" gelungen ist, der besonderen Situation von Asylwerbern, die haufig keine Moglichkeit der
Beischaffung von entsprechenden Beweisen haben (vgl. dazu auch Punkt [11.2.4. der Entscheidungsgriinde im bereits
zitierte Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 15. Oktober 2004), Rechnung getragen werden muss (in diesem
Sinne auch FeBl/Holzschuster, Asylgesetz 2005, 226).Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere
Grinde, die fur die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen,
vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes
Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines
fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer Verletzung von Artikel 3, EMRK, nach sich ziehen kdnnte, und er
die Asylbehdérden davon Uberzeugt, dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist. Es versteht sich
von selbst, dass bei der Beurteilung, ob die geforderte "Glaubhaftmachung" gelungen ist, der besonderen Situation
von Asylwerbern, die haufig keine Méglichkeit der Beischaffung von entsprechenden Beweisen haben vergleiche dazu
auch Punkt rémisch drei.2.4. der Entscheidungsgrinde im bereits zitierte Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom
15. Oktober 2004), Rechnung getragen werden muss (in diesem Sinne auch FeR3lI/Holzschuster, Asylgesetz 2005, 226).

Hat der Asylwerber die oben angesprochenen besonderen Grinde glaubhaft gemacht, ist die dem8 5 Abs. 3 AsylG
2005 immanente Vermutung der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit vor Verfolgung widerlegt. In
diesem Fall sind die Asylbehodrden gehalten, allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen
durchzufihren, um die (nach der Rechtsprechung des EGMR und der Gerichtshéfe des offentlichen Rechtes
erforderliche) Prognose, der Asylwerber werde bei Uberstellung in den zustidndigen Mitgliedstaat der realen Gefahr
("real risk") einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu kdnnen. Diese
Ermittlungspflicht ergibt sich aus 8 18 AsylG 2005, die insoweit von§ 5 Abs 3 AsylG 2005 unberuhrt bleibt."Hat der
Asylwerber die oben angesprochenen besonderen Grinde glaubhaft gemacht, ist die dem Paragraph 5, Absatz 3,
AsylG 2005 immanente Vermutung der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit vor Verfolgung widerlegt. In
diesem Fall sind die Asylbehdrden gehalten, allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen
durchzuftihren, um die (nach der Rechtsprechung des EGMR und der Gerichtshéfe des offentlichen Rechtes
erforderliche) Prognose, der Asylwerber werde bei Uberstellung in den zustandigen Mitgliedstaat der realen Gefahr
("real risk") einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu kénnen. Diese
Ermittlungspflicht ergibt sich aus Paragraph 18, AsylG 2005, die insoweit von Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005
unberuhrt bleibt."

Im konkreten Fall wurde nun ein entsprechend substantiiertes Vorbringen im Sinne des Erk. vom 23.1.2007,
2006/01/0949 in Bezug auf eine mdgliche Verletzung der Art. 3 oder Art. 8 EMRK durch die Uberstellung in den
zustandigen Mitgliedstaat weder im erstinstanzlichen Verfahren (mit der Unterstlitzungsmoglichkeit durch einen
Rechtsberater) noch in der Beschwerde bescheinigt.Im konkreten Fall wurde nun ein entsprechend substantiiertes
Vorbringen im Sinne des Erk. vom 23.1.2007, 2006/01/0949 in Bezug auf eine mdgliche Verletzung der Artikel 3, oder
Artikel 8, EMRK durch die Uberstellung in den zustindigen Mitgliedstaat weder im erstinstanzlichen Verfahren (mit der
Unterstlitzungsmoglichkeit durch einen Rechtsberater) noch in der Beschwerde bescheinigt.

Das Vorbringen des BF, dass dieser von der Mafia verfolgt werde, entspricht infolge Unglaubwurdigkeit jedenfalls nicht
einem entsprechend substantiierten Vorbringen.

Aufgrund der erfolgten normativen Vergewisserung der Sicherheit von Italien ist davon auszugehen, dass die Behdrden
von ltalien selbst fur den Fall, dass der seitens des BF vorgebrachte Sachverhalt der Wahrheit entsprechen wiirde,
grundsatzlich generell willens und fahig sind, Personen, welche sich auf dem dortgigen Hoheitsgebiet aufhalten, vor
Ubergriffen seitens Dritter wirksam und nachhaltig zu schiitzen. Der BW brachte keinen qualifizierten Sachverhalt vor,
welcher den Schluss zulieBe, dass die italiensichen Behdrden trotz dieses grundsatzlich generell vorhandenen Willens
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und der Fahigkeit, Schutz zu gewahren, gerade im gegenstandlichen Fall Gber die die bloRBe Mdglichkeit hinausgehend
mit mafRgeblicher Wahrscheinlichkeit (z.B. VwWGH vom 19.12.1995, ZI.94/20/0858, VwWGH vom 14.10.1998. ZI.
98/01/0262) nicht willens und/oder fahig waren, den BW vor den von ihm befiirchteten Ubergriffen zu schitzen.

Weder liegen schliel3lich dem erkennenden Gericht Hinweise auf eine allgemein menschenrechtswidrige Behandlung
von Asylwerbern im zustandigen Mitgliedstaat vor, noch Hinweise darauf, dass das Asylverfahren in Italien mit der GFK
bzw. der Status-, Verfahrens- oder Aufnahmerichtlinie der EU allgemein oder in der Rechtspraxis in Widerspruch
stinden. Es liegen auch keine Informationen Uber Erkenntnisse von Gerichten anderer Mitgliedstaaten vor, wonach
Uberstellungen in den zustindigen Mitgliedstaat der EMRK widerspréchen. Im Lichte der oben dargestellten
rechtlichen Determinanten der Prifung im gegenstandlichen Zusammenhang ist daher von einem
entscheidungsreifen Sachverhalt auszugehen und war festzustellen, dass die erstinstanzliche Entscheidung zu Recht
ergangen ist.

Im Falle der nicht vorhandenen Sicherheit Italiens bzw. der gemeinschafsrechtswidrigen Auslegung und Anwendung
der GFK bzw. der Status-, Verfahrens- oder Aufnahmerichtlinie waren die hierzu berechtigten Organe bzw. die
Mitgliedstaaten der Europdischen Union -also auch Osterreich- angehalten, gegen Italien ein
Vertragsverletzungsverfahren gem. Art. 226 des EGV anzustrengen (vgl. hierzu etwa auch Urteil des EUGH vom
30.4.2009 - Kommission der Europédischen Gemeinschaften/Vereinigtes Konigreich Grofl3britannien und Nordirland,
Rechtssache C-256/08; Urteil des EUGH vom 14.5..2009 - Kommission der Europdischen Gemeinschaften/Konigreich
Schweden [beide Urteile wegen nicht fristgerechter Umsetzung der Statusrichtlinie]). Hinweise hierzu liegen jedoch
nicht vor, weshalb die Organ der Europaischen Union und deren Mitgliedstaaten -also auch Osterreich- offenkundig
davon ausgehen, dass Italien einen grundsatzlich fiir den BW sicheren Staat darstellt. Es besteht fur das entscheidende
Senatsmitglied kein Anlass, eine den oa. Uberlegungen widersprechende Ansicht zu vertreten.Im Falle der nicht
vorhandenen Sicherheit Italiens bzw. der gemeinschafsrechtswidrigen Auslegung und Anwendung der GFK bzw. der
Status-, Verfahrens- oder Aufnahmerichtlinie waren die hierzu berechtigten Organe bzw. die Mitgliedstaaten der
Européischen Union -also auch Osterreich- angehalten, gegen Italien ein Vertragsverletzungsverfahren gem. Artikel
226, des EGV anzustrengen vergleiche hierzu etwa auch Urteil des EuGH vom 30.4.2009 - Kommission der
Europaischen Gemeinschaften/Vereinigtes Kdnigreich GroRbritannien und Nordirland, Rechtssache C-256/08; Urteil
des EuGH vom 14.5..2009 - Kommission der Europaischen Gemeinschaften/Kénigreich Schweden [beide Urteile wegen
nicht fristgerechter Umsetzung der Statusrichtlinie]). Hinweise hierzu liegen jedoch nicht vor, weshalb die Organ der
Européischen Union und deren Mitgliedstaaten -also auch Osterreich- offenkundig davon ausgehen, dass Italien einen
grundsatzlich fir den BW sicheren Staat darstellt. Es besteht fur das entscheidende Senatsmitglied kein Anlass, eine
den oa. Uberlegungen widersprechende Ansicht zu vertreten.

Das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall konnte ebenfalls nicht festgestellt
werden.

Im gegenstandlichen Fall wird auch ausdricklich darauf hingewiesen, dass sich Italien aufgrund der Dublin I
Verordnung durch Verfristung zur Ubernahme des BF bereiterkldrte und somit europarechtlich zur Priifung des
Asylantrages verpflichtet ist. Ebenso hat Italien die Statusrichtlinie, die Verfahrensrichtlinie und die Aufnahmerichtlinie
anzuwenden, ein den dort genannten Anforderungen entsprechendes Asylverfahren zu fihren, beim Vorliegen der
entsprechenden Voraussetzungen Schutz zu gewahren und flir die Dauer des Verfahrens eine entsprechende
Grundversorgung zu bieten. Der Asylwerber konnte nicht konkret und substantiiert vorbringen, warum lItalien in
seinem Fall seinen Asylantrag nicht unter Einhaltung der innerstaatlichen, volker- und europarechtlichen
Bestimmungen prufen und eine entsprechende Entscheidung treffen sollte, weshalb die grundsatzliche
europarechtlich gebotene Annahme der '"Sicherheit" der Partnerstaaten der Europdischen Union als einer
Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall nicht erschiittert werden konnte.Im gegenstandlichen Fall wird auch
ausdrucklich darauf hingewiesen, dass sich Italien aufgrund der Dublin rémisch zwei Verordnung durch Verfristung zur
Ubernahme des BF bereiterklirte und somit europarechtlich zur Priifung des Asylantrages verpflichtet ist. Ebenso hat
Italien die Statusrichtlinie, die Verfahrensrichtlinie und die Aufnahmerichtlinie anzuwenden, ein den dort genannten
Anforderungen entsprechendes Asylverfahren zu fihren, beim Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen Schutz
zu gewahren und fur die Dauer des Verfahrens eine entsprechende Grundversorgung zu bieten. Der Asylwerber
konnte nicht konkret und substantiiert vorbringen, warum Italien in seinem Fall seinen Asylantrag nicht unter
Einhaltung der innerstaatlichen, vélker- und europarechtlichen Bestimmungen prifen und eine entsprechende
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Entscheidung treffen sollte, weshalb die grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der
Partnerstaaten der Europadischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall nicht erschittert
werden konnte.

Relevant waren im vorliegenden Zusammenhang schon bei einer Grobprufung erkennbare grundsatzliche
schwerwiegende Defizite im Asylverfahren des zustandigen Mitgliedstaates (also etwa:

grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrédge oder solcher bestimmter Staatsangehoriger oder Angehdriger bestimmter
Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein Rechtsmittelverfahren). Solche Mangel (die bei einem Mitgliedstaat
der Europaischen Union nicht vorausgesetzt werden koénnen, sondern zundchst einmal mit einer aktuellen
individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel zu machen sind, dies im Sinne der Regelung des 8 5 Abs. 3
AsylG 2005) sind schon auf Basis der erstinstanzlichen Feststellungen nicht erkennbargrundsatzliche Ablehnung aller
Asylantrage oder solcher bestimmter Staatsangehdriger oder Angehdriger bestimmter Ethnien; kein Schutz vor
Verfolgung "Dritter", kein Rechtsmittelverfahren). Solche Mangel (die bei einem Mitgliedstaat der Europdischen Union
nicht vorausgesetzt werden kdénnen, sondern zundchst einmal mit einer aktuellen individualisierten Darlegung des
Antragstellers plausibel zu machen sind, dies im Sinne der Regelung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005) sind schon
auf Basis der erstinstanzlichen Feststellungen nicht erkennbar.

Ein Vorbringen, das geeignet ware, anzunehmen, dass Italien in Hinblick auf Asylwerberinnen mit der
Staatsangehorigkeit des BF unzumutbare rechtliche Sonderpositionen vertreten wirde, ist nicht erstattet worden.
Hinweise auf konkrete individuelle Vulnerabilitdt im Verhaltnis der italienischen Asylbehérde zu gerade diesen
Beschwerdefiihrern sind weder aus der Aktenlage ersichtlich noch wurde diese im Beschwerdeschriftsatz substantiiert
vorgebracht.

Der Beschwerdefuhrer konnte keine besonderen Griinde, die fur eine reale Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK in
Italien sprechen, glaubhaft machen, weshalb die Regelvermutung des § 5 Abs. 3 AsylG 2005, wonach ein Asylwerber in
einem "Dublinstaat" Schutz vor Verfolgung findet, greift.Der Beschwerdefihrer konnte keine besonderen Grinde, die
fir eine reale Gefahr einer Verletzung des Artikel 3, EMRK in Italien sprechen, glaubhaft machen, weshalb die
Regelvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005, wonach ein Asylwerber in einem "Dublinstaat" Schutz vor
Verfolgung findet, greift.

Die Beschwerde setzt sich zudem in keinster Weise mit den von der Erstbehdrde verwendeten Quellen naher
auseinander.

Zusammenfassend kommt der Asylgerichtshof also zum Schluss, dass sich aus der durch das Bundesasylamt
beigeschafften Berichtslage mit im gegenstandlichen Zusammenhang hinreichender Wahrscheinlichkeit ergibt, dass in
einem Fall wie dem vorliegenden, nach einer "Dublin-Uberstellung" ein grundsatzlich ordnungsgeméRes Asylverfahren
neu durchgefihrt wird und dass auch keine Gefahr einer existenziellen Bedrohung besteht - dies umso mehr als beim
Beschwerdefiihrer  keinerlei individuelle Vulnerabilitdtaspekte (z.B. schwere Krankheit oder sonstige
Beeintrachtigungen) hinzutreten.

Medizinische Krankheitszustande; Behandlung in Italien

Unbestritten ist, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des EGMR zu Art. 3 EMRK und Krankheiten, die auch im
vorliegenden Fall maRgeblich ist, eine Uberstellung nach Italien nicht zuldssig wére, wenn durch die Uberstellung eine
existenzbedrohende Situation drohte und diesfalls das Selbsteintrittsrecht der Dublin 1l VO zwingend auszulben
ware.Unbestritten ist, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des EGMR zu Artikel 3, EMRK und Krankheiten, die
auch im vorliegenden Fall maRgeblich ist, eine Uberstellung nach ltalien nicht zuldssig wére, wenn durch die
Uberstellung eine existenzbedrohende Situation drohte und diesfalls das Selbsteintrittsrecht der Dublin rémisch zwei
VO zwingend auszuliben ware.

In diesem Zusammenhang ist vorerst auf das jingste diesbezlgliche Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH
vom 06.03.2008, ZI: B 2400/07-9) zu verweisen, welches die aktuelle Rechtsprechung des EGMR zur Frage der
Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit Art. 3 EMRK festhalt (D. v. the United Kingdom,
EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93; Bensaid, EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter
2001,26; Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03; Salkic and others, EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko,
EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04; Hukic, EGMR 29.09.2005, Appl. 17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006; Appl. 4701/05;
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EGMR Goncharova & Alekseytsev, 03.05.2007, Appl. 31.246/06).In diesem Zusammenhang ist vorerst auf das jungste
diesbezlgliche Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH vom 06.03.2008, ZI: B 2400/07-9) zu verweisen, welches
die aktuelle Rechtsprechung des EGMR zur Frage der Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat
mit Artikel 3, EMRK festhalt (D. v. the United Kingdom, EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93; Bensaid,
EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001,26; Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03; Salkic and
others, EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko, EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04; Hukic, EGMR 29.09.2005, Appl.
17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006; Appl. 4701/05; EGMR Goncharova & Alekseytsev, 03.05.2007, Appl. 31.246/06).

Zusammenfassend fuhrt der VfGH aus, das sich aus den erwahnten Entscheidungen des EGMR ergibt, dass im
Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR um dort medizinisch
behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder
selbstmordgefédhrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsméglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem
bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen auBergewohnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer
Verletzung in Art. 3 EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem
realen Risiko ausgesetzt wirde, unter qualvollen Umstdnden zu sterben (Fall D. v. the United
Kingdom).Zusammenfassend fihrt der VfGH aus, das sich aus den erwdhnten Entscheidungen des EGMR ergibt, dass
im Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR um dort
medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder
selbstmordgefédhrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsmaoglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem
bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen auBergewohnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer
Verletzung in Artikel 3, EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung
einem realen Risiko ausgesetzt wirde, unter qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom).

Juingste Rechtsprechung des EGMR (N vs UK, 27.05.2008) und Literaturmeinungen (Premiszl, Migralex 2/2008, 54ff,
Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren") bestatigen diese Einschatzung, wobei noch darauf
hinzuweisen ist, dass EU-Staaten verpflichtet sind, die Aufnahmerichtlinie umzusetzen und sohin jedenfalls eine
begriindete Vermutung des Bestehens einer medizinischen Versorgung besteht.Jingste Rechtsprechung des EGMR (N
vs UK, 27.05.2008) und Literaturmeinungen (Premiszl, Migralex 2 aus 2008, 54ff, Schutz vor Abschiebung von
Traumatisierten in "Dublin-Verfahren") bestatigen diese Einschatzung, wobei noch darauf hinzuweisen ist, dass EU-
Staaten verpflichtet sind, die Aufnahmerichtlinie umzusetzen und sohin jedenfalls eine begriindete Vermutung des
Bestehens einer medizinischen Versorgung besteht.

Aus diesen Judikaturlinien des EGMR ergibt sich jedenfalls der fir das vorliegende Beschwerdeverfahren relevante
Prifungsmalstab.

Nach der geltenden Rechtslage ist eine Uberstellung dann unzuléssig, wenn die Durchfiihrung eine in den Bereich des
Art 3 EMRK reichende Verschlechterung des Krankheitsverlaufs oder der Heilungsmaoglichkeiten bewirken wirde (siehe
Feststellungen des Innenausschusses zu§ 30 AsylG); dabei sind die von den Asylbehdrden festzustellenden
Behandlungsmoglichkeiten im Zielstaat als Hintergrundinformation beachtlich, sodass es sich quasi um eine
"erweiterte Priifung der Transportfihigkeit" handelt.Nach der geltenden Rechtslage ist eine Uberstellung dann
unzulassig, wenn die Durchfihrung eine in den Bereich des Artikel 3, EMRK reichende Verschlechterung des
Krankheitsverlaufs oder der Heilungsmdoglichkeiten bewirken wiirde (siehe Feststellungen des Innenausschusses zu
Paragraph 30, AsylG); dabei sind die von den Asylbehdrden festzustellenden Behandlungsmoglichkeiten im Zielstaat
als Hintergrundinformation beachtlich, sodass es sich quasi um eine "erweiterte Prifung der Transportfahigkeit"
handelt.

Maligebliche Kriterien fur die Beurteilung der Art. 3 EMRK-Relevanz einer psychischen Erkrankung angesichts einer
Abschiebung sind Aufenthalte in geschlossenen Psychiatrien infolge von Einweisungen oder auch Freiwilligkeit, die
Haufigkeit, RegelmaRigkeit und Intensitdat der Inanspruchnahme medizinisch-psychiatrischer Leistungen, die
Moglichkeit einer wenn auch gemessen am Aufenthaltsstaat schlechteren medizinischen Versorgung im Zielstaat
sowie die vom Abschiebestaat gewdahrleisteten Garantien in Hinblick auf eine mdglichst schonende Verbringung.
Rechtfertigen diese Kriterien eine Abschiebung, hat eine denkmdgliche Verschlechterung des Gesundheitszustandes
oder unglnstige Entwicklung des Gesundheitszustands zumeist auBer Betracht zu bleiben, geschweige denn vermag
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die Verursachung von Uberstellungsbedingtem mentalen Stress eine Abschiebung unzuldssig machen.Mal3gebliche
Kriterien fur die Beurteilung der Artikel 3, EMRK-Relevanz einer psychischen Erkrankung angesichts einer Abschiebung
sind Aufenthalte in geschlossenen Psychiatrien infolge von Einweisungen oder auch Freiwilligkeit, die Haufigkeit,
Regelmaligkeit und Intensitat der Inanspruchnahme medizinisch-psychiatrischer Leistungen, die Mdglichkeit einer
wenn auch gemessen am Aufenthaltsstaat schlechteren medizinischen Versorgung im Zielstaat sowie die vom
Abschiebestaat gewahrleisteten Garantien in Hinblick auf eine mdglichst schonende Verbringung. Rechtfertigen diese
Kriterien eine Abschiebung, hat eine denkmdgliche Verschlechterung des Gesundheitszustandes oder ungunstige
Entwicklung des Gesundheitszustands zumeist aul3er Betracht zu bleiben, geschweige denn vermag die Verursachung
von Uberstellungsbedingtem mentalen Stress eine Abschiebung unzuldssig machen.

Im vorliegenden Fall konnten seitens der Beschwerdefiihrer keine akut existenzbedrohenden Krankheitszustande oder
Hinweise einer unzumutbaren Verschlechterung der Krankheitszustédnde im Falle einer Uberstellung nach Italien belegt
werden, respektive die Notwendigkeit weitere Erhebungen seitens des Asylgerichtshofes. Aus der Aktenlage sind keine
Hinweise auf das Vorliegen (schwerer) Erkrankungen ersichtlich.

Hinsichtlich der seitens der Fachdrztin fUr Psychiatrie ins Spiel gebrachten Traumatisierung des BF wird auf die
diesbezlgliche Beweiswurdigung verwiesen, aus welcher sich zumindest keine derartige psychische Beeintrachtigung
des BF ergibt, welche einer Uberstellung nach Italien entgegen stehen wiirde.

Insbesondere ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass der BF keinen Aufenthalt in einer geschlossenen
Psychiatrie hatte und auch nicht regelmalig medizinisch-psychiatrische Leistungen in Anspruch nahm, sondern bei
seiner Einvernahme ausfihrte, dass ein Gesprach mit einem Psychologen nicht erforderlich sei. Weiters wurde seitens
der Facharztin fur Psychiatrie auch die Haftfahigkeit des BF bestatigt.

DarGber hinaus reicht es im gegenstandlichen Fall fiir eine Art. 3 EMRK-konforme Uberstellung aus, dass
Behandlungsmaglichkeiten fir Traumatisierte bzw. in psychischer Behandlung stehender Personen im Land der
Uberstellung verfiigbar sind (vgl. Paramasothy v. Netherlands 10.11.2005; Ramadan Ahjeredine v. Netherlands,
10.11.2005, Ovidienko v. Finland 31.5.2005; Hukic v. Sweden, 27.9.2005), was hier aufgrund der geltenden
Betreuungsrichtlinie und den daraus erwachsenden Verpflichtungen grundsatzlich der Fall ist (vgl. auch WHO Mental
Health Atlas wonach in genannten Partnerstaat Behandlungsmoglichkeiten bestehen, &ffentlich zuganglich unter
(http://www.who.int/mental _health/evidence/mhatlas05/en/index. html); ebenso VwGH 25.4.2008, 2007/20/0720 bis
0723, wonach Osterreich in der Lage ist, im Rahmen aufenthaltsbeendender MaRnahmen ausreichende medizinische
BegleitmalRnahmen zu setzen; zur Zul3ssigkeit der Uberstellung Traumatisierter bzw. psychisch Erkrankter und sich
aus der Anwendbarkeit der Aufnahmerichtlinie ergebende Beweislage in Bezug auf die Behandlungsmaglichkeiten im
Aufnahmestaat siehe auch Erk. d. VfGH v. 6.3.3008, B2400/07 - B2418/07 ua. mwN)DarUber hinaus reicht es im
gegenstandlichen Fall fir eine Artikel 3, EMRK-konforme Uberstellung aus, dass Behandlungsméglichkeiten fiir
Traumatisierte bzw. in psychischer Behandlung stehender Personen im Land der Uberstellung verfiigbar sind
vergleiche Paramasothy v. Netherlands 10.11.2005; Ramadan Ahjeredine v. Netherlands, 10.11.2005, Ovidienko v.
Finland 31.5.2005; Hukic v. Sweden, 27.9.2005), was hier aufgrund der geltenden Betreuungsrichtlinie und den daraus
erwachsenden Verpflichtungen grundsatzlich der Fall ist vergleiche auch WHO Mental Health Atlas wonach in
genannten Partnerstaat Behandlungsmoglichkeiten bestehen, 6ffentlich zuganglich unter (http://www.who.int/mental
_health/evidence/mhatlas05/en/index. html); ebenso VWGH 25.4.2008, 2007/20/0720 bis 0723, wonach Osterreich in
der Lage ist, im Rahmen aufenthaltsbeendender MalRnahmen ausreichende medizinische BegleitmaBnahmen zu
setzen; zur Zulassigkeit der Uberstellung Traumatisierter bzw. psychisch Erkrankter und sich aus der Anwendbarkeit
der Aufnahmerichtlinie ergebende Beweislage in Bezug auf die Behandlungsmdglichkeiten im Aufnahmestaat siehe
auch Erk. d. VfGH v. 6.3.3008, B2400/07 - B2418/07 ua. mwN).

Der zitierten Judikatur des EGMR ist zu entnehmen, dass der BF mit der Uberstellung typischerweise einhergehende
Beeintrachtigungen im Lichte des Art. 3 EMRK hinzunehmen hat. Weitergehende, darlUber hinausgehende zu
erwartende qualifizierte Beeintrachtigungen kénnten im Einzelfall im Lichte des Art. 3 EMRK zu einem anderen
Ergebnis filhren.Der zitierten Judikatur des EGMR ist zu entnehmen, dass der BF mit der Uberstellung typischerweise
einhergehende Beeintrachtigungen im Lichte des Artikel 3, EMRK hinzunehmen hat. Weitergehende, dariber
hinausgehende zu erwartende qualifizierte Beeintrachtigungen kénnten im Einzelfall im Lichte des Artikel 3, EMRK zu
einem anderen Ergebnis fuhren.
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Letztlich ist anzufuhren, dass der Asylgerichtshof im Einklang mit der diesbeziglichen Sichtweise des Bundesasylamtes
keinen Anlass sieht, Osterreich zwingend zur Anwendung des Art 3 Abs 2 VO 343/2003 infolge drohender Verletzung
von Art 3 oder Art 8 EMRK zu verpflichten.Letztlich ist anzufihren, dass der Asylgerichtshof im Einklang mit der
diesbeziiglichen Sichtweise des Bundesasylamtes keinen Anlass sieht, Osterreich zwingend zur Anwendung des Artikel
3, Absatz 2, VO 343 aus 2003, infolge drohender Verletzung von Artikel 3, oder Artikel 8, EMRK zu verpflichten.

Es ergaben sich zusammengefasst keine von Amtswegen aufzugreifende Umstande, die es zwingend erforderlich
machten, dass neben dem materiellen Asylverfahren in Italien ein weiteres materielles Asylverfahren in einem anderen

Mitgliedstaat der Européischen Union, namlich in Osterreich, durchgefiihrt werden muss.

11.2.4.6. Gem.§ 10 Abs. 1 Z 1 AsylG war gegenstandlicher Bescheid mit einer Ausweisung zu Verbinden. Ein Sachverhalt,
welcher unter § 10 Abs. 2 oder 3 bzw. Abs. 5 zu subsumieren ware, kam im Ermittlungsverfahren nicht hervor. Weder
kommt dem BF ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zu, noch liegt eine Verletzung des Art. 8
EMRK vor. Hier wird auf die bereits getatigten Ausfuhrungen (insb. Punkt 11.2.4.4. des gegenstandlichen Erkenntnisses)
verwiesen. Weiters kam bei Bericksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt hervor, welcher den
Schluss zuliel3e, dass die Durchfihrung der Ausweisung nach lItalien eine Verletzung des Art. 3 EMRK darstellen wirde
oder gem. Abs. 4 leg. cit. die Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung nach lItalien unzulassig erscheinen
lassen wirde. Der BF war daher aus dem Bundesgebiet nach Italien auszuweisen.rémisch zwei.2.4.6. Gem. Paragraph
10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG war gegenstandlicher Bescheid mit einer Ausweisung zu Verbinden. Ein Sachverhalt,
welcher unter Paragraph 10, Absatz 2, oder 3 bzw. Absatz 5, zu subsumieren ware, kam im Ermittlungsverfahren nicht
hervor. Weder kommt dem BF ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestltztes Aufenthaltsrecht zu, noch liegt eine
Verletzung des Artikel 8, EMRK vor. Hier wird auf die bereits getatigten Ausfuhrungen (insb. Punkt rémisch zwei.2.4.4.
des gegenstandlichen Erkenntnisses) verwiesen. Weiters kam bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen
kein Sachverhalt hervor, welcher den Schluss zulieRe, dass die Durchfuhrung der Ausweisung nach Italien eine
Verletzung des Artikel 3, EMRK darstellen wirde oder gem. Absatz 4, leg. cit. die Zurickweisung, Zurtickschiebung oder
Abschiebung nach Italien unzuldssig erscheinen lassen wirde. Der BF war daher aus dem Bundesgebiet nach lItalien

auszuweisen.

1.2.4.7. GemdaR§ 41 Abs 4 AsylG konnte von der Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung abgesehen
werdenrémisch zwei.2.4.7. Gemald Paragraph 41, Absatz 4, AsylG konnte von der Durchfihrung einer mindlichen
Verhandlung abgesehen werden

Es war somit spruchgemaR zu entscheiden
Schlagworte

Ausweisung, EMRK, familiare Situation, gesundheitliche Beeintrachtigung, Glaubwurdigkeit, Interessensabwagung,
private Verfolgung, real risk, staatlicher Schutz, Traumatisierung, Uberstellungsrisiko (ab 08.04.2008), vorliufige
Aufenthaltsberechtigung

Zuletzt aktualisiert am

23.02.2010

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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